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VERFAHREN

I. Der Gemeinderat fasst in der Sitzung am 15.05.2017 den Beschluss zur Aufstellung
des Bebauungs- und Griinordnungsplanes ,Spessartstral3e Mitte*.

II. In der Gemeinderatsitzung am 21.01.2019 wird der Beschluss zur Aufstellung als
Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB
gefasst. Der Vorentwurf zum Bebauungsplan wird in der vorliegenden Fassung unter
Beriicksichtigung der gefassten Beschliisse gebilligt und die friihzeitige Offentlich-
keits- und Behdrdenbeteiligung angeordnet.

ll. Frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden nach § 3 Abs. 1 und
§ 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 01.04.2019 bis 03.05.2019.

IV. In der Sitzung am 24.06.2019 wertet der Gemeinderat die Stellungnahmen zur frih-
zeitigen Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung aus und beschlie3t das weitere
Verfahren.

V. Offentliche Auslegung und Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange in der Zeit vom 15.07.2019 bis 19.08.2019.

VI. Prufung der eingegangenen Stellungnahmen und Abwéagungsentscheidung in der Sit-
zung des Gemeinderates am 16.09.2019.
Aufgrund der Beschliisse und der zu beriicksichtigenden Anderungen und Ergénzungen
ist der Bebauungsplan nochmals o6ffentlich auszulegen und den von den Anderungen
berihrten Behdrden erneut zur Stellungnahme vorzulegen.

VII. 2. offentliche Auslegung und erneute Behdérdenbeteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB in
der Zeit vom 30.09.2019 bis einschlief3lich 14.10.2019.

VIII. Prifung der eingegangenen Stellungnahmen und Abwagungsentscheidung sowie Sat-
zungsbeschluss in der Sitzung des Gemeinderates am 21.10.2019.

IX. Bekanntmachung am 08.11.2019.

Anlagen

1. Auszug aus der Niederschrift der Gemeinderatsitzung am 15.05.2017
2. Auszug aus der Niederschrift der Gemeinderatsitzung am 21.01.2019
3. Auszug aus der Niederschrift der Gemeinderatsitzung am 16.09.2019
4. Auszug aus der Niederschrift der Gemeinderatsitzung am 21.10.2019
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BEGRUNDUNG

1.

ANLASS UND ZIELE DER PLANUNG

In der Gemeinde Laufach ist beidseits der Spessartstrae im mittleren Abschnitt dstlich
der Einmindung der Eichgartenstral3e die Aufstellung eines Bebauungsplanes vorgese-
hen, um somit auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung die bauplanungsrechtlichen
Voraussetzungen fir die stadtebauliche Weiterentwicklung des Uberwiegend bebauten
Gebietes zu schaffen. Der Bereich des geplanten Geltungsbereiches schlief3t im Norden
an den Bebauungsplan ,Haferweg West", im Osten an den Bebauungsplan ,Spessart-
stra3e Ost" und im Sitiden an den Bebauungsplan ,Eichgartenstrale” an. Derzeit ist die
Zulassigkeit einer Bebauung nach § 34 BauGB, Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der
im Zusammenhang bebauten Ortsteile, zu beurteilen.

Die Kriterien zur Beurteilung der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit von Vorhaben im
unbeplanten Innenbereich innerhalb des Bezugrahmens der néheren Umgebung
 Artund

e Mal der baulichen Nutzung

* Bauweise und

*  Grundstucksflache, die Uberbaut werden soll,

genlgen haufig nicht, die Zielvorstellungen der Gemeinde entsprechend durchzusetzen.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll eine geordnete stadtebauliche Entwick-
lung durch die planungsrechtlichen Vorgaben fir Neubauten und fir Manahmen im
Gebaudebestand, fir Erweiterungen oder Nachverdichtungen erreicht werden.

Die Gemeinde ist bestrebt, Flachen im Innenbereich einer baulichen Nutzung zuzufih-
ren und so einen Beitrag zur baulichen Innenentwicklung zu leisten.

Auf dem Grundstiick FI.Nr. 11262 bietet sich nach Aufgabe des Sagewerks die Mdglich-
keit der Wiedernutzbarmachung einer Flache innerhalb des bebauten Siedlungsberei-
ches. Die Eigentimer des Areals planen eine Seniorenwohnanlage, die entsprechend
der Wohnraumférderungsbestimmungen 2012 (WFB 2012) in der Einkommensorientier-
ten Forderung (EOF) gefordert werden soll. Bei dem geplanten Fordervorhaben soll der
Forderschwerpunkt und Vergabevorbehalt auf Seniorenwohnen liegen.

Eine Aufgabe der Bauleitplanung ist es grundsétzlich, Konflikte zwischen unterschiedli-
chen Nutzungen zu mindern und ein vertragliches Nebeneinander zu steuern. Es gilt
Regelungen fir eine vertragliche Verdichtung der Bebauung und Nutzung der Grundsti-
cke zu treffen. Nachverdichtungen sollen maRvoll und geregelt nach stadtebaulichen
Gesichtspunkten erfolgen.

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes soll auch der Hochwasserabfluss fur das
Gewasser ,Laufachbach” berticksichtigt werden. Grundlage ist das ,Hochwasserschutz-
und Ruckhaltekonzept im Einzugsgebiet des Laufachbaches", ausgearbeitet von der In-
genieurgesellschaft SB mbH aus Laudenbach vom Dezember 2018.

Der Gemeinderat hat am 15.05.2017 den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungs-

und Grianordnungsplanes ,Spessartstrale Mitte" gemal § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) gefasst.
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2.1

VERFAHRENSABLAUF

Bebauungsplan der Innenentwicklung
Beschleunigtes Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)

Das Plangebiet umfasst Flachen im unbeplanten Innenbereich und bietet aufgrund der
Lage inmitten gewachsener Siedlungsstrukturen der Gemeinde stadtebauliches und
nutzungsstrukturelles Potenzial fur kinftige MaRnahmen im Geb&audebestand sowie fir
das bestehende Ansiedlungsbegehren und den daraus resultierenden Wohnungsbedarf.
Nach den Maf3gaben der Schonung von AuR3enbereichsflachen ist so die innerdrtliche
Schaffung von Wohnraum mdglich unter Nutzung der vorhandenen sozialen sowie auch
technischen Infrastruktur.

Das Bauleitverfahren kann nach bisheriger rechtlicher Einschatzung im beschleunigten
Verfahren nach § 13a BauGB durchgeflihrt werden, da die Zielsetzungen dem Anwen-
dungsbereich fir ,Bebauungsplane der Innenentwicklung“ entsprechen.

Das Baugesetzbuch fihrt hierzu aus:

.Ein Bebauungsplan fur die Wiedernutzbarmachung von Flachen,

die Nachverdichtung oder andere Maflinahmen der Innenentwicklung
kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Der Bebauungs-
plan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in
ihm eine zulassige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 der Bau-
nutzungsverordnung oder eine GroRRe der Grundflache festgesetzt
wird von insgesamt weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die
Grundflachen mehrerer Bebauungspléane, die in einem engen sach-
lichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden,
mitzurechnen sind.

Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den
Bebauungsplan die Zulassigkeit von Vorhaben begriindet wird, die

in einer Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung
nach dem Gesetz uber die Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach
Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch aus-
geschlossen, wenn Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der in

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgtiter bestehen.”

Ermittlung der zulassigen Grundflache nach § 19 Abs. 2 BauNVO

Allgemeines Wohngebiet — WA 20.156 m2
Grundflachenzahl 0,4

Zulassige Grundflache gesamt 8.062 m?
Der vorliegende Bebauungsplan erfllt die Voraussetzungen.

« die zulassige Grundflache betragt 8.062 m2, sodass die Obergrenze von
20.000 m?2 unterschritten wird,

* es werden keine Vorhaben festgesetzt, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen,

* es bestehen keine Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe b BauGB genannten Schutzgtter (Natura 2000-Gebiete).
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Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte
Grundflache unter 20.000 m2 liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Land-
schaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulassig gelten.
Rechtsgrundlage ist 8 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.m. § 1la Abs. 3 Satz 6 BauGB.

Erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der Behdrden

In der Zeit vom 15.07.2019 bis einschlieR3lich 19.08.2019 fanden die 6ffentliche Ausle-
gung nach 8 3 Abs. 2 BauGB und die Behérdenbeteiligung nach 8§ 4 Abs. 2 BauGB statt.
In der Sitzung des Gemeinderates am 16.09.2019 wurden die im Rahmen der Beteili-
gung vorgetragenen Bedenken und Anregungen beschlussmé&nRig behandelt.

Aus dem Ergebnis der Abwagung und der Berlcksichtigung der Belange der Wasser-
wirtschaft wurde der Entwurf des Bebauungsplanes Uberarbeitet und erganzt. Erforder-
lich ist eine erneute Auslegung und Behdrdenbeteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB.

Folgende Anderungen und Erganzungen beinhaltet der vorliegende Bebauungsplanent-
wurf:

Festsetzungen zu
Wasserflachen, Flachen fur die Wasserwirtschaft und Regelung des Wasserab-
flusses, Hochwasserschutz (8§ 9 Abs.1 Nr. 16 a, b und c¢)

»  Korrektur der Plandarstellung der Lage des Gewaéassers , Laufach”

* Ausweisung eines Gewasserrandstreifens von 5,00 m Breite nordlich der Laufach,
bemessen ab Bdschungsoberkante

+  Uberschwemmungsgebietsgrenze HQ 100
Die Darstellung der Uberschwemmungsgebietsgrenze (12-2018) wird im Bereich
der Anwesen Spessartstraf3e Nr. 58, 80 und 84 angepasst, um die Betroffenheit
bei einem HQ 100 aufzuzeigen

« Bestandsiiberplanung, Zulassung von Vorhaben im Uberschwemmungsgebiet
Bei Vorhaben und evtl. notwendigen baulichen Veranderungen an Bestandsge-
bauden oder Ersatzbauten ist folgendes zu bertcksichtigen und im Einzelfall
nachzuweisen:
- Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger
- das Vorhaben darf den Wasserstand und den Hochwasserabfluss nicht

nachteilig verandern

- das Vorhaben muss hochwasserangepasst ausgefihrt werden

e« Miuihlgraben
Festlegung eines 4,00 m breiten Gewasserrandstreifens

Hinweise
» Hinweis auf Hochwassergefahr und Hochwasserrisiko

Nachrichtliche Ubernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

» Festsetzungen aus den angrenzenden Bebauungsplanen ,Eichgartenstrafe”
und , Haferweg West" zu den freizuhaltenden Gelande— bzw. Uferstreifen ent-
lang der Gewasser ,Laufach” und ,Mihlgraben” werden nicht mehr nachrichtlich
tibernommen. Einzuhalten und maRRgebend sind die Festsetzungen aus dem vor-
liegenden Bebauungs- und Grinordnungsplan ,Spessartstrale Mitte*.
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3.1

3.2

3.3

3.4

GELTUNGSBEREICH
Lage und raumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet liegt an der dstlichen Ortslage nérdlich der Bundesstral3e B 26 und beid-
seits der Spessartstraf3e. Im Siuden wird die Flache von dem Gewasser ,Laufachbach®
begrenzt.

Die genaue Abgrenzung geht aus dem Planblatt und der Abbildung 1 hervor.

Die Gebietsgrof3e betragt rd. 2,44 ha.

Abb. 1 Geltungsbereich (ohne Mal3stab)

VerkehrserschlieRung

Die ErschlieBung des Plangebietes liegt mit der ,Spessartstraf3e” und den angrenzen-
den Ortsstraf3en fest.

Die Anbindung an den o6ffentlichen Personennahverkehr ist ber die im Planungsgebiet
liegenden Haltestellen gegeben.

Technische ErschlieBung

Da es sich um ein Bestandsgebiet handelt, ist die Versorgung des Gebietes Uber ent-
sprechende Leitungstrassen in den ErschlieRungsstrafien gesichert.

Die Anlagen fur die Trink- und Léschwasserversorgung, Energie- und Warmeversor-
gung, Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung (Mischwasserkanalisation) sind
vorhanden.

Vorhandene Immissionsbelastungen
Auf den Planungsraum wirken die Ger&duschimmissionen von der Bundesstrale B 26

und der Bahnlinie Aschaffenburg - Wirzburg ein, die in einer Entfernung von 130 m bzw.
185 m sudlich verlaufen, gemessen vom stdlichsten Punkt an der Baugrenze.
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UBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN
Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan (RP 1)

Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 01.09.2013, geandert am
01.03.2018, und dem Regionalplan Bayerischer Untermain (RP 1) liegt die Gemeinde
Laufach im Verdichtungsraum.

Aufgrund der Lage im Verdichtungsraum ist die Wahrnehmung der Wohnfunktion zu
gewabhrleisten (Grundsatz 2.2.7 LEP).

Die Anderungsplanung entspricht den Zielen und Grundsétzen 3.1 und 3.2 des Landes-
entwicklungsprogrammes Bayern (LEP) sowie B Il 1.2 und 2.2 des Regionalplanes der
Region Bayerischer Untermain (1). Die Siedlungsentwicklung soll nachhaltig und fla-
chensparend erfolgen, die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung sind auszu-
schopfen und vorrangig zu nutzen.

Flachennutzungsplan

In dem wirksamen Flachennutzungsplan ist die nérdlich der Spessartstral3e liegende
Flache weitgehend als allgemeines Wohngebiet (WA), zu einem kleinen Teil als Dorfge-
biet (MD), dargestellt.

Sudlich der SpessartstralBe zeigt der Flachennutzungsplan die Darstellung Mischgebiet
(MI) und Grunflache entlang des Gewassers ,Laufachbach®. Weiterhin ist das Uber-
schwemmungsgebiet des Baches dargestellt.

Abb. 2 Auszug aus dem wirksamen Flachennutzungsplan (ohne MaR3stab)
mit Geltungsbereich des Bebauungsplanes
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Da Bebauungsplane gemalR § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan zu entwi-
ckeln sind, steht die Darstellung des Flachennutzungsplanes den geplanten Festsetzun-
gen im Bebauungsplan somit zunéchst in Teilbereichen entgegen.

Der Bebauungsplan wird nach § 13a BauGB aufgestellt. Im beschleunigten Verfahren
kann gemal § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen
des Flachennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flachennut-
zungsplan geéndert oder erganzt wird, sofern die stéadtebauliche Entwicklung des Ge-
meindegebietes nicht beeintrachtigt wird. Der Flachennutzungsplan wird im Wege der
Berichtigung angepasst.

Entsprechend der geplanten baulichen Nutzung wird das gesamte Plangebiet als Allge-
meines Wohngebiet (WA) gemal § 4 BauNVO dargestellt.

T P
PN

Abb. 3. Berichtigte Fassung des Flachennutzungsplanes (ohne MalR3stab)

Verbindliche Bauleitplanung
Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes schliefdt sich an die Geltungs-

bereiche der Bebauungsplane ,Haferweg“ im Norden, ,Spessartstralle Ost* im Osten
und ,Eichgartenstrale” im Stiden an.
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UMWELTBELANGE

Der Bebauungsplan ,Spessartstral3e Mitte“, wird unter Anwendung des § 13a BauGB als
Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt.

Somit wird von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach
§ 2a BauGB abgesehen.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher nicht angewendet, da die zu er-
wartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung be-
reits erfolgt oder zulassig gelten.

Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.m. 8§ 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.

Dennoch sind die Belange der Umwelt nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bis d und |
BauGB zu berticksichtigen und in die Abwéagung einzustellen.

Schutzglter Boden und Wasser

Entlang des sidlichen Randes des Plangebietes flie3t aus ostlicher Richtung der
Laufachbach. Zur Beurteilung des Hochwasserabflusses infolge eines hundertjhrlichen
Hochwasserereignisses ohne Klimafaktor (HQ 100 oKF) hat die Ingenieurgesellschaft
SB mbH hydraulische Berechnungen erstellt. Die rechnerisch maximal zu erwartende
Hochwasserausbreitung ist in dem Bebauungsplan dargestellt und durch Festsetzungen
und Hinweise zum Hochwasserschutz erganzt.

Unmittelbar nérdlich der Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes - aul3er-
halb des Plangebietes — flieRt der wasserfiihrende Mihigraben. Zur Gewahrleistung des
Wasserabflusses sowie der Gewasserunterhaltung ist ein 4,00 m breiter Uferstreifen
freizuhalten.

Das Plangebiet ist bereits bebaut und durch Verkehrsflachen, Stellplatze und Zufahrten
versiegelt. Im Vergleich mit der Bestandssituation kénnen auf der Grundlage des Be-
bauungsplanes zusatzliche Flachen Gberbaut werden.

Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Bodenfunktion durch die Versiege-

lung von Flachen werden gemindert durch die Bertcksichtigung der Ziele:

» vorrangige Versickerung des Niederschlagswassers auf den Grundstiicken oder
MalRnahmen zur Rickhaltung und Wiederverwendung des Dachwassers (z.B.
Zisternen),

« Herstellung der Wege, Zufahrten, Stellplatze und sonstigen befestigten Flachen
unter Verwendung wasserdurchlassiger Belagsmaterialien zur Minimierung der
Flachenversiegelung.

Schutzgiter Klima und Luft

Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung ist damit zu rechnen, dass die Realisie-
rung von weiteren Gebauden und versiegelten Flachen keine wesentlichen klimatischen
Auswirkungen hat.

Schutzguter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Durch die Umsetzung weiterer Bebauung sind aufgrund der habituellen und strukturellen
Auspragung des Plangebietes und der bestehenden Bebauung und Nutzung keine er-
heblichen Beeintrachtigungen zu erwarten.

Verbotstatbestdande aus dem Artenschutzrecht sind durch die festgesetzten Vermei-
dungsmafinahmen auszuschlief3en.
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Schutzgut Landschaft

Das Ortsbhild kénnte durch neue Baustrukturen verandert werden, die nicht ortstypische
Dimensionen und Proportionen aufweisen und sich deshalb nicht in die bauliche Umge-
bung integrieren.

Im Bebauungsplan werden Festsetzungen zur Begrenzung der Hohen der Gebaude
getroffen, so dass sich die baulichen Anlagen einfiigen und keine Beeintréachtigungen zu
erwarten sind.

Natura 2000-Gebiete

Im Plangebiet selbst und im Umfeld sind keine Natura 2000 — Gebiete (FFH-Gebiete und
EU-Vogelschutzgebiete) vorhanden.

Schutzgut Mensch

Fur die Beurteilung des Schutzgutes Mensch steht die Wahrung der Gesundheit und des
Wohlbefindens im Vordergrund, soweit diese von Umweltbedingungen beeinflusst wer-
den. Bewertungskriterien sind die Wohn- und die Erholungsfunktion.

Das Gebiet ist durch Larmbelastungen der sidlich verlaufenden Trassen der Bundes-
stral3e 26 sowie der Bahnlinie Aschaffenburg — Wirzburg stark vorbelastet. Die schall-
technischen Orientierungswerte nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt von 55 dB tags und
45 dB nachts werden im gesamten Plangebiet tberschritten.

Um negative Auswirkungen zu vermeiden, sind daher entsprechende passive Schall-
schutzmalRnahmen im Bebauungsplan festgesetzt.

Durch weitere Wohnbebauung sowie die Moglichkeiten der intensiven Nutzung der
Grundstiicke im gesamten Plangebiet im Sinne einer Nachverdichtung ergeben sich kei-
ne negativen Auswirkungen.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter

Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguiter ist von dem Planungsvorhaben nicht be-
troffen.

Sonstige abzusehende Risiken fir die menschliche Gesundheit, das kulturelle
Erbe oder die Umwelt, z.B. durch schwere Unfélle oder Katastrophen

Im Rahmen der Bauausfiihrungen konnten im Havariefall solche Auswirkungen durch
den Eintrag umweltgefahrdender Stoffe in den Boden und das Grundwasser entstehen.
Jedoch entspricht das Gefahrdungspotenzial dem Ublicher Bauvorhaben. Durch das ge-
plante Wohnbaugebiet sind keine erh6hten Risiken fir die menschliche Gesundheit, das
kulturelle Erbe oder die Umwelt zu erwarten.

Im Ergebnis wird festgestellt, dass bei Durchfliihrung der Planung nicht mit erheb-
lichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist.
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PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT

Art der baulichen Nutzung
(89 Abs. 1 Nr. 1 und 7 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet — WA —
(8 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO und § 4 BauNVO)

Entsprechend der bestehenden und geplanten Nutzungen wird das Plangebiet als all-
gemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt.

Zulassig sind die nach § 4 Abs. 2 BauNVO allgemeinen zuléssigen Nutzungen

*  Wohngebaude,

» die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirt-
schaften sowie nicht storenden Handwerksbetriebe,

* Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise kénnen nach § 4 Abs. 3 Nr.1 und 2 BauNVO zugelassen werden:
» Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
e sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe.

Die Ausnahmeregelung sichert die Beteiligung der Gemeinde bei der Entscheidung Uber
das jeweilige Vorhaben im Baugenehmigungsverfahren.

Nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden folgende nach 8 4 Abs. 3 Nr. 3 bis 5
BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen:

e Anlagen fur Verwaltungen,

* Gartenbaubetriebe,

e Tankstellen.

Diese Nutzungen sind mit der Bebauungs- und Nutzungsstruktur des Wohnbaugebietes
nicht vereinbar. Eine Funktionsausweitung ist an dieser Stelle des Ortsgebietes stadte-
baulich nicht sinnvoll und entspricht nicht dem Charakter des Wohnens.

Aufgrund des mit diesen Nutzungen verbundenen Verkehrsaufkommens sowie ihres
hoheren Flachenverbrauchs, auch hinsichtlich der Stellplatze, sind die genannten Nut-
zungen nicht mit den vorhandenen Wohnnutzungen vertréglich.

Mit der Festsetzung des gesamten Plangebietes als allgemeines Wohngebiet soll die
vorwiegende Wohnnutzung im Gesamtgebiet gewahrt bleiben. Zielsetzung ist es, ein
Uberwiegend dem Wohnen dienendes Baugebiet beizubehalten und zu entwickeln. Auf
eine weitere Nutzungsintensivierung und Nutzungsmischung wird verzichtet.

Die bestehenden Betriebe widersprechen nicht dem Gebietstyp WA und erfordern somit
nicht die Festsetzung eines Misch- oder Dorfgebietes.

Flachen fur férderungsfahigen Wohnraum — WA-Soz. W —

Das Grundstick FI.Nr. 11262, Spessartstraf3e Hs.Nr. 68a, wird als allgemeines Wohn-
gebiet (WA) mit der Bestimmung , Flache fir die soziale Wohnraumférderung“ fest-
gesetzt.

Die Eigentimer planen die Errichtung einer Seniorenwohnanlage mit 18 Wohneinheiten.
Die Wohnanlage soll von der Regierung von Unterfranken — bei Vorliegen der techni-
schen und verwaltungsméaRigen Vorgaben — entsprechend der Wohnraumférderungsbe-
stimmungen 2012 (WFB 2012) in der Einkommensorientierten Forderung (EOF) gefor-
dert werden. Die Vergabe/Vermietung der Wohnungen bis zum Ablauf der Bindungsfrist
wird durch das Landratsamt Aschaffenburg tiberwacht und durchgefiihrt.
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Berechtigte Mieter sind nach ihrem Einkommen berechtigte Haushalte, bei dem geplan-

ten Fordervorhaben soll der Forderschwerpunkt und Vergabevorbehalt auf Senioren-

wohnen liegen.

Bei Beantragung kann eine 40-jahrige Belegungs- und Mietpreisbindung verbeschieden

werden. Ein Bewilligungsbescheid ist mit Auflagen verbunden wie beispielsweise:

» Die Aufteilung der Wohnungen nach WEG ist nicht zulassig.

*  Vertragsstrafen und evtl. auch Buf3gelder bei Verstéien gegen die Auflagen des
Bescheides.

MalR der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und 88 16 bis 20 BauNVO)

Grundflachenzahl und Geschossflachenzahl

In den allgemeinen Wohngebieten wird das Mal3 der baulichen Nutzung mit der
Grundflachenzahl von 0,4 und der Geschossflachenzahl von 1,2 bestimmt, diese
Werte entsprechen den zulédssigen Obergrenzen nach § 17 Abs. 1 BauNVO.

Zahl der Vollgeschosse, Hohe der baulichen Anlagen, Dachform, Dachneigung

Die maximale Zahl der Geschosse orientiert sich an den Bestandsgebauden im Plange-
biet.

Die Hohenbegrenzung der Bebauung erfolgt Uber die Zahl der Vollgeschosse in Verbin-
dung mit der Festlegung der maximalen Wandhohen. Zulassig sind zwei Vollgeschosse
und ein als Vollgeschoss anzurechnendes Dachgeschoss.

Die Wandhohe fur die nordlich der Spessartstra3e liegende Bauzeile wird mit 7,75 m
Uber Gelande auf der Bergseite und 8,50 m Uber Straf3e auf der Talseite festgelegt. Fur
die Bebauung sudlich der Spessartstrale wird die Wandhéhe mit 7,75 m Uber StralRe
bergseits und 8,50 m lber Gelande talseits festgeschrieben.

Zuldssige Dachform ist das Satteldach mit einer Dachneigung zwischen 30° und 53°.

Gelandeveranderungen, Stitzmauern und Mauern

Zur Einhaltung der festgesetzten Wandhohen sowie zur Herstellung von Terrassen und
zur Terrassierung des Gelandes sind Veranderungen der Gelandeoberflache wie Auffiil-
lungen und Abgrabungen bis zu einer Hohe von 1,30 m zulassig.

Darluber hinausgehende Gelandeveranderungen sind mit dem Bauantrag besonders zu
begriinden.

Durch diese zulassigen Geldndeanpassungen sind Veranderungen der vorhandenen
Gelandesituation im Hinblick auf eine optimierte Gebaudeplanung maoglich (z.B. barriere-
freie Zugange).

Die Ansichtsflache von Stitzmauern zur Abfangung von natirlichem Geléande und von
Mauern zur Abfangung von Auffullungen, auch zur Herstellung von Terrassen, darf eine
Hohe von 1,30 m nicht Gberschreiten.

Bdschungen sind 1:1,5 oder flacher anzulegen.
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Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)

Der Bebauungsplan setzt fir den Uberwiegenden Planbereich die Bebauung in offener
Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO fest. Die Geb&aude sind mit seitlichem Grenzab-
stand als Einzelhauser oder Doppelhduser anzuordnen.

Um bei der kinftigen Entwicklung und Neuordnung im Bereich der Grundstiicke Spess-
artstral3e 65 und 67 eine flachensparende und familiengerechte Bauweise auf relativ
kleinen Grundstiicken bei gutem Wohnwert zu erméglichen, werden fur diese Flache
nordlich der Spessartstrafl3e die Hausformen Doppelhaus und Hausgruppe zugelassen.

Sudlich der Spessartstral3e gilt im dstlichen und westlichen Bereich die Festsetzung der
abweichenden Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO, hier wird die bestehende Struktur
mit der halboffenen Bauweise berlcksichtigt. Die Gebdude werden an einer seitlichen
Grundstiicksgrenze angebaut, wahrend an der anderen Grenze ein Abstand einzuhalten
ist. Im Bestand stehen die Baukorper haufig nur teilweise an einer seitlichen Grenze.

Die zulassigen Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind durch die Baugrenzen definiert.
Die fiur eine Bebauung vorgegebenen ,Baufenster sind so grof3ziigig dimensioniert,
dass sie ausreichend Varianten zur Realisierung von Erweiterungen und Umbauten bzw.
Neubauten zulassen.

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO als untergeordnete bauliche
Anlagen und Einrichtungen, die dem Nutzungszweck der im Baugebiet gelegenen
Grundstiicke oder des Baugebietes selbst dienen und gebietsvertraglich sind, sind all-
gemein zulassig und werden auf den nicht Gberbaubaren Grundstucksflachen geman
§ 23 Abs. 5 BauNVO zugelassen.

Flachen fir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und Carports
(8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

Garagen und Nebenanlagen, die nicht den untergeordneten Nebenanlagen im Sinne
des § 14 BauNVO zuzuordnen sind, sind nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstiicks-
flachen und innerhalb der nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzten Flachen zulassig.
Ausgenommen sind bestehende Garagengebdude. Carports (liberdachte Stellplatze)
sind auch aufRerhalb der Baugrenzen im Vorgartenbereich zulassig. Einzuhalten ist ein
Mindestabstand zur StraRenbegrenzungslinie von 1,0 m. Tore und AuRenwéande sind
unzulassig. Doppelparker sind nur innerhalb von Gebauden zulassig.
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ERSCHLIESSUNG

Verkehrsflachen
Die ErschlieRungsstralRe ,SpessartstraRe” ist mit beidseitigen Gehwegen ausgebaut, die
Fahrbahn weist eine Breite von 6,50 m auf.

Ver- und Entsorgung

Trink- und Léschwasserversorgung

Die Wasserversorgung erfolgt tUber den Zweckverband zur Wasserversorgung der
Aschafftalgemeinden in Goldbach. Fir die ortliche Wasserverteilung ist die Gemeinde
zustandig.

Die Loschwasserversorgung ist sichergestellt. Die nach dem Arbeitsblatt W 405 der
Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) geforderte Losch-
wassermenge von 1.600 I/min Uber einen Zeitraum von 2 Stunden ist durch die Wasser-
versorgungsanlage der Gemeinde Laufach gewahrleistet.

In dem Plangebiet sind drei Unterflurhydranten vorhanden, an jedem Hydranten ist eine
Léschwasserentnahme von 1.600 I/min (96 m3/h) moglich.

Schmutz- und Niederschlagswasser

Die Abwasserbeseitigung ist sichergestellt und erfolgt im Mischsystem Uber die Ortska-
nalisation. In der Spessartstral3e liegt ein StB-Abwasserrohr mit DN 500 im 6stlichen Be-
reich und westlich des Grundstiicks Spessartstral3e 69 ein StB-Abwasserrohr mit DN
800.

Versorgungstrager:

Abwasserverband der Aschafftalgemeinden, Klaranlage Weyberhofe.

Gasversorgung
Das Gebiet ist an die Gasversorgung angeschlossen.

Stromversorgung
Die Stromversorgung ist durch die Bayernwerk Netz GmbH sichergestellt.

Abfallbeseitigung

Fur die umweltgerechte Entsorgung der Abfalle ist der Landkreis Aschaffenburg verant-
wortlich.
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NATUR UND UMWELT

Wasserflachen, Flachen fur die Wasserwirtschaft und die Regelung des Wasserab-
flusses, Hochwasserschutz
(8 9 Abs. 1 Nr. 16 a, b und c BauGB)

Entlang der siudlichen Abgrenzung des Plangebietes verlauft der Laufachbach ein Ge-
wasser lll. Ordnung, aus 6stlicher Richtung. Nach dem Ergebnis der hydraulischen Be-
rechnungen zu dem Hochwasserabfluss infolge eines hundertjahrlichen Hochwasserer-
eignisses (HQ 100 oKF) wurde die maximal zu erwartende Hochwasserausbreitung in
den Bebauungsplan Gbernommen. Grundlage ist die Planung ,Integrales Hochwasser-
schutz- und Rickhaltekonzept (HWRK) im Einzugsbereich des Laufachbachs* der Inge-
nieurgesellschaft SB mbH, Miltenberger Strale 1, 63925 Laudenbach vom Dezember
2018, die eine Aktualisierung des HWRK vom August 2018 mit Berlicksichtigung der
Planung auf dem Grundstiick FI.Nr. 11262 (Miinz — ehemaliges Sagewerk) beinhaltet.
Die zu erwartenden Wassertiefen konnen der hydraulischen Berechnung zum Uber-
schwemmungsgebiet, die bei der Gemeinde vorliegt, enthommen werden.

Der Uberschwemmungsbereich ist von samtlichen Anlagen, Auffullungen, Bauwerken
und Einfriedungen freizuhalten, um den schadlosen Hochwasserabfluss sicherzustellen.
Es durfen keinerlei Materialien gelagert werden, die bei Hochwasser abgeschwemmt
oder zu einer Gewasserverunreinigung fihren kdnnen. Bei der Anlage von Stellplatzen
ist von Gelandemodellierungen abzusehen.

Es ist grundsatzlich davon auszugehen, dass Gebaude, die teilweise bzw. vollstandig in
der Uberflutungsflache liegen (Anwesen Spessartstrale 58, 80 und 84) oder diese auch
nur punktuell berthren, vollstandig geflutet werden. Abhangig ist die Betroffenheit von
der Gebaudestruktur und den Wasserspiegelhéhen.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes handelt es sich um eine ,Bestandsiberpla-
nung“. MalRnahmen innerhalb des Uberschwemmungsgebietes sind im Einzelfall auf ihre
wasserrechtliche Zulassung zu prifen. Bei Vorhaben und eventuell notwendigen bauli-
chen Veranderungen an Bestandsgebduden oder Ersatzbauten ist folgendes zu bertick-
sichtigen und nachzuweisen:

» Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger,

» das Vorhaben darf den Wasserstand und den Hochwasserabfluss nicht
nachteilig verandern,

» das Vorhaben muss hochwasserangepasst ausgefuhrt werden.

Ubernommen werden folgende allgemeine Hinweise zur Hochwasserabfluss-
Modellierung:

Die hydraulischen Berechnungen basieren tUberwiegend auf Befliegungsdaten. Es kon-
nen gegenuber tachymetrischen Aufnahmen entsprechende Abweichungen in den Ho-
hen auftreten. Mit den Unterlagen wird die Situation im Gemeindegebiet bezogen auf
den Zeitraum 2016 bis 2018 fur den Bestand beschrieben (HQ 100 ohne Klimafaktor).
Es handelt sich damit um eine Betrachtung des IST-Zustandes im Gelande, punktuell
erganzt durch das geplante ,Bauvorhaben Séagewerk". Verdnderungen jeglicher Art, z.B.
durch Baumafinahmen, kénnen letztlich zu einer Veranderung der abgebildeten Hoch-
wasserlage fuihren. Dies gilt auch fir dufRere Einfliisse wie z.B. die rechnerisch nicht er-
mittelbaren Auswirkungen durch Treibgut. Die rechnerischen Modellierungen geben da-
her keine Sicherheit bzgl. der Hochwasserfreiheit im MalRnahmengebiet (grundsatzlicher
Sachverhalt!). Dartiber hinaus wird darauf hingewiesen, dass durchaus auch noch selte-
nere Hochwasserereignisse mit deutlich ausgepragteren Uberflutungsflachen auftreten
kénnen und in jingster Vergangenheit bereits bundesweit festgestellt wurden.
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Nordlich an das Gewasser ,Laufach” angrenzend wird ein Bereich als Gewasserrand-
streifen festgesetzt. Die Breiten des Bachbettes und der beidseitigen Gewdasserbo-
schungen im Planungsbereich variieren sehr, im Mittel betragt die gesamte Breite ca.
3,00 m bis 6,00 m (Bachbett zwischen ca. 0,50 m und 1,50 m Breite). Daher wird im Be-
bauungsplan ein Bereich von 8 m Breite ab Achslinie des Baches dargestellt.

In der Ortlichkeit ist hier ein 5,00 m breiter Gewasserrandstreifen freizuhalten, der sich
ab der Boschungsoberkante bemisst. Ziele und Nutzen des Gewasserrandstreifens sind
sowohl die ordnungsgeméfle Unterhaltung als auch Erhaltung und Verbesserung der
Okologischen Funktionen des Gewassers, die Sicherung des Wasserabflusses sowie die
Verminderung von Stoffeintrdgen aus angrenzenden Flachen.

Sudlich des Laufachbaches wird ein offentlicher Griinstreifen als Schutzstreifen im Sinne
eines Gewasserrandstreifens bis an die Grenze des Geltungsbereiches, die an den
FuRweg anschliel3t, ausgewiesen.

Entlang der nordlichen Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes flie3t au-
Rerhalb des Plangebietes der wasserfihrende Muhlgraben, der sich in privatem Eigen-
tum befindet. Der Ablauf eines hundertjahrlichen Hochwasserereignisses flihrt gemar
der Uberschwemmungsberechnung im Bereich des vorliegenden Plangebietes zu kei-
nen Uberflutungen.

Damit es zu keinem erhdéhten Wasserabfluss im Muahlgraben bei Hochwasser kommt, ist
dauerhaft zu gewahrleisten, dass das Hochwasser Uber die Grundstiicke FI.Nrn.
2600/14 und 2600/17 linksseitig ausufern und ungehindert in Richtung Laufachbach ab-
flieRen kann.

Entlang des Miihlgrabens ist im Planungsraum ein 4,00 m breiter Gewasserrandstreifen
zur Gewasserunterhaltung sowie zur Erhaltung und Verbesserung des 6kologischen und
chemischen Zustands des Gewassers freizuhalten. Auffillungen und abflussbehindern-
de Einbauten sind nicht zulassig.

Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Freiflachengestaltung

Die nicht mit Gebauden oder vergleichbaren baulichen Anlagen Uberbauten Flachen
sind wasseraufnahmeféhig zu belassen oder herzustellen und zu begriinen oder zu be-
pflanzen. Den Bauvorlagen ist ein Freiflachengestaltungsplan fiir das Gesamtgrundstiick
beizuflgen.

Stellflachen und Zufahrten

Eine wesentliche Voraussetzung fur den Grundwasser- und Bodenschutz ist das Offen-
halten der Boden. Die Bodenversiegelung ist auf das notwendige Mal3 zu begrenzen.
Die Befestigung der Stellplatzflachen und Zufahrten ist in wasserdurchlassigem Aufbau
herzustellen, beispielsweise Drainpflaster, Rasenfugenpflaster, Rasengittersteine oder
lediglich befestigte Fahrspuren.

Artenschutz

Durch die Realisierung weiterer Bebauung sind aufgrund der habituellen und strukturel-
len Ausprdgung des Plangebietes und der bestehenden Nutzungen keine erheblichen
Konflikte des Artenschutzes zu erwarten.
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Verbotstatbestdnde aus dem Artenschutzrecht nach 8 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5
BNatSchG werden berticksichtigt durch folgende MalRhahmen:

* Nach 88 44, 45 BNatSchG ist der abzureiende Geb&audebestand auf das Vorkom-
men von Voégeln (z.B. Hausrotschwanz, Mehlschwalben, Mauersegler, Dohlen)
und Saugetieren (Flederméuse) von einer biologisch ausgebildeten Person zu
uberprufen. Das Ergebnis dieser Uberpriifung ist der Unteren Naturschutzbehérde
rechtzeitig vor Beginn der Abbrucharbeiten vorzulegen. Je nach Ergebnis kann das
die Bereitstellung neuer Quartiere nach sich ziehen.

e Vor Baumafnahmen auf den Grundstiicken sind die Baume zu kontrollieren und
sicherzustellen, dass Brut-, Nist- und Zufluchtstatten von geschiitzten Tieren nicht
beeintrachtigt werden oder um ggf. Vorkehrungen zur Vermeidung des Schadigens
zu treffen.

e Hohlenbaume sind grundsatzlich zu erhalten; sollte dies nicht moglich sein, ist
gemeinsam mit der Unteren Naturschutzbehoérde eine einvernehmliche Lésung
Zu erarbeiten.

e  Mit der Beschréankung von Geholzrodungen und Baumfallungen auf den
artenschutzrechtlich begriindeten Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar
werden Tétungen und Verletzungen von Vdgeln und Fledermausen vermieden
(8 39 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG).

Pflanzgebote fiir das Anpflanzen von Baumen
(8 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Pflanzung von Straenbaumen

Baume haben einen hohen 6kologischen Wert und eine gestalterische Wirkung. Der
offentliche StralRenraum ist durch hochstdmmige standortgerechte heimische Laubb&u-
me zu gliedern.

Hausbaum

Bei einer Neubebauung ist auf dem Baugrundstiick mindestens ein standortgerechter
heimischer Laubbaum zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und gegebenenfalls nach Ab-
gang zu ersetzen.

Der Bebauungsplan enthélt Pflanzbeispiele fir standortgerechte heimische Baume,
Straucher und Kletterpflanzen.

Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen

zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmal3-
nahmen fir die Anlagen vorgesehen werden.
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IMMISSIONSSCHUTZ
(8 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Im Suden des Plangebietes verlauft in einer Entfernung von 130 m bis 140 m (gemes-
sen von der sudlichen Baugrenze) die Bundesstraf3e B 26 und in einem Abstand von ca.
200 m die Bahnlinie Aschaffenburg-Wurzburg
Berechnung des Beurteilungspegels nach DIN 18005

Bundesstral3e 26

Spalte 1 2 ‘ 3
Zeile VERKEHRSWEG BundesstralRe 26
tags ‘ nachts
1 Zahlstelle
3 DTV 2025 Kfz/h 780 140
4 LKW-Anteil p % 6,5 9,0
5 L m2s dB 68,08 61,16
6 AL st =<5% dB 0
7 AL syo Asphaltbeton dB -0,5
8 AL 100 km dB 0
9 AL g dB 0
10 L dB| 6758 | 6066

Abstand 130 m von Fahrbahnmitte

11 AlLs 130 m dB -9,94
12 dB| 5764 | 5073
Abstand 200 m von Fahrbahnmitte
13 Als 200 m dB -12,90
14 dB| 5468 | 47,77
Bahnlinie
Spalte 1 2 ‘ 3
Zeile VERKEHRSWEG Bahnlinie
tags nachts

Prognosezeitraum 2025 nach Schalltechnischer

Stellungnahme des Bliro GSA Ziegelmeyer GmbH =l 21
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Zusammenfassung Bundesstrale -Bahn

1 2 | 3 4 5 6 7 8 | 9
SAL
Bundesstralie 26 Bahn (Aufgerundet)
Immissions- tags nachts tags nachts tags nachts
punkt Abstand | g dB Abstand | 5 dB dB dB
1 130 57,64 50,73 185 56 56 60 58
2 200 54,68 47,77 270 57 57 59 58

Grundlage der Angaben zur Bahnlinie ist die Schalltechnische Stellungnahme des Biros
GSA Ziegelmeyer GmbH vom 23. April 2018 zu dem Bebauungsplanverfahren ,Hammer
Siid, Anderung 3.

Nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt sind folgende schalltechnischen Orientierungswerte zu
beachten, um eine angemessene Beriicksichtigung des Schutzes vor Larmbelastungen
zu erfullen:

in einem allgemeinen Wohngebiet

e tags 55 dB und nachts 45/40 dB,

Bei zwei angegebenen Nachtwerten gilt der niedrigere fir Industrie-, Gewerbe- und
Freizeitlarm, der hohere fir Verkehrslarm.

Im Ergebnis wird festgestellt, dass im gesamten Plangebiet die schalltechnischen Orien-
tierungswerte sowohl fir den Tagzeitraum als auch den Nachtzeitraum tberschritten
werden.

Bei Neu- und Umbaumaflnahmen muissen passive SchallschutzmaRnahmen durchge-
fuhrt werden. Fir Au3enbauteile von Aufenthaltsraumen — mit Ausnahmen von Kiichen,
Badern und Hausarbeitsraumen — sind unter Bertcksichtigung der unterschiedlichen
Raumarten oder Raumnutzungen mind. die in Tab. 7 des Teils 1 der DIN 4109 vom Ja-
nuar 2018 fur den betreffenden Larmpegelbereich aufgefiihrten Anforderungen der Luft-
schalldammung einzuhalten.

Die Schlafraume sollten mdglichst schallabgewandt orientiert werden. Dort wo dies nicht
maoglich ist, sind in die Schlafrdume schallgeddmmte Liftungseinrichtungen einzubauen.
Die schallgedammten Liftungen missen den Anforderungen an die Luftschallddmmung
der jeweiligen Fenster entsprechen.
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10. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

Abstandsflachenregelung

In der offenen Bauweise richten sich die Abstandsflachentiefen nach den Regelungen
des Artikels 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO).

Fir die abweichende halboffene Bauweise gilt die Abstandsflachenregelung nach Artikel
6 Abs. 7 Nr. 1 und 2 BayBO. Die Hohe von Dachern mit einer Neigung von weniger als
70° wird zu einem Drittel, bei einer grof3eren Neigung der Wandhéhe voll hinzugerech-
net. Die reduzierte Tiefe der Abstandsflache betragt 0,4 der Wandhohe (H). Als Min-
destabstandsflache sind 3 m einzuhalten.

Dachformen und Dachneigungen

Fur die Dachform Satteldach wird eine zulassige Neigung zwischen 30° und 53° zuge-
lassen. Mit der Festsetzung von geneigten Dachflachen wird der gebietspragenden Rol-
le der Dachlandschaft Rechnung getragen. Weitere Dachformen sind nicht gewollt, da
eine Einheitlichkeit beibehalten werden soll.

Dacheindeckung

Die Dachflachen sind in gedecktem Farbton auszufiuihren, um ein ruhiges Gesamter-
scheinungsbild zu erreichen. Glanzende Materialien sowie grelle Farben sind nicht zu-
lassig.

Dachgauben, Quer- und Zwerchgiebel

Hinsichtlich der Dachgestaltung enthélt der Bebauungsplan Vorgaben zu Dachgauben,
Quer- und Zwerchgiebeln.

Regelungen beziiglich Dachform und Dachneigung von Dachaufbauten, Quer- und
Zwerchgiebeln werden in Anpassung an die heutigen Gestaltungsvorstellungen nicht ge-
troffen.

Einfriedungen
Stral3enseitige Einfriedungen sind bis zu einer Hohe von maximal 1,30 m zulassig.

Stellplatzbedarf

Die Anzahl der notwendigen Stellplatze ergibt sich im Einzelnen nach der ,Satzung tber
die Herstellung von Stellplatzen und Garagen sowie deren Ablosung” der Gemeinde
Laufach in der jeweils glltigen Fassung.

Festsetzung fur das ,WA-Soz.W*:

In dem Wohngebiet Flachen fir die soziale Wohnraumférderung ,WA-Soz.W*" ist je
Wohnung 1 Stellplatz nachzuweisen.

Die Reduzierung der herzustellenden Stellplatze wird damit begriindet, dass die Verga-
be der Wohnungen in Abhangigkeit des Einkommens und vorwiegend an Senioren er-
folgt. Aus diesen Grunden ist eine geringere Anzahl von Fahrzeugen zu erwarten.

Mobilfunkanlagen

Mobilfunkanlagen als gewerbliche Anlagen werden nach § 1 Abs. 6 und 9 BauNVO nicht
zugelassen, um das Ortsbild und das Landschaftsbild nicht zu beeintrachtigen.

BP-5531-BG
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HINWEISE

Der Bebauungsplan enthalt Hinweise auf:

Vorgeschlagene Standorte fur die Wohngebéaude

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
Fur den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) malRgebend.

Schalltechnische Orientierungswerte nach DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1:
Allgemeines Wohngebiet — WA - tags 55 dB, nachts 45/40 dB

Bei zwei angegebenen Nachtwerten ist der niedrigere auf Industrie- und
Gewerbeldrm, der hohere auf Verkehrslarm bezogen.

Bundesstralle 26 und Bahnlinie

Auf die von der Bundesstrale 26 und der Bahnlinie auf das Plangebiet einwirken-
den Immissionen, insbesondere den Verkehrslarm, wird hingewiesen. Forderungen
hinsichtlich SchutzmalRnahmen (sowohl aktiver als auch passiver Larmschutz) kon-
nen gegeniiber dem StraRenbaulasttrager der Bundesstral3e, der Deutschen Bahn
und der Gemeinde weder derzeit noch in Zukunft geltend gemacht werden.

Bodenfunde und Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung
sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmalern bekannt.
Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Art. 8 Abs. 1und 2 Denkmalschutz-
gesetz (DSchG, Meldepflicht und Verhalten bei Funden von Bodendenkmalern)
hingewiesen.

Bergbau

Bei Baugrunduntersuchungen und Baugrubenaushub ist auf Anzeichen alten Berg-
baus zu achten und bei auftretenden Hinweisen das Bergamt Nordbayern zu infor-
mieren. Bei Vorkommen von Bergbaustollen sind anfallende Kosten zur Verfiillung
von den Grundsttickseigentimern zu tragen.

Bo6schungen
Durch Erdbewegungen entstehende Bdschungen sind 1: 1,5 oder flacher anzulegen
und nach den im Plan vorgesehenen Beispielen zu bepflanzen.

Freiflachengestaltungsplan

Den Bauvorlagen ist ein Freiflachengestaltungsplan beizufligen. In diesem sind ins-
besondere die befestigten Flachen wie Zufahrten, Stellplatze etc. und die Art der
Befestigung, die Aufteilung der Rasen- und Pflanzflachen und ein Geldndeschnitt
bei Hohenveranderungen darzustellen.

Anlagengenehmigungspflicht am Laufachbach

Anlagen, die weniger als 60 m von der Uferlinie entfernt sind, sind nach 8§ 36
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. Art. 20 Bayerisches Wassergesetz (BaywG)
genehmigungspflichtig.

Anlagen sind insbesondere

* bauliche Anlagen wie Gebaude, Bricken, Stege

» Leitungsanlagen
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» Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikobereich
Die Gebéaude sudlich der Spessartstrafl3e im Bereich der Anwesen mit den Nrn. 56 —
84 und nordlich der Spessartstrale, Anwesen Nrn. 61, 69 — 71 liegen im Hochwas-
sergefahren- bzw. im erweiterten Hochwasserrisikobereich. Die Gebaude tangieren
die Uberschwemmungsgebietsgrenze oder liegen in unmittelbarer Nahe.
Es wird auf die Uberschwemmungsgefahr bei einem HQ 100 hingewiesen.
Von den jeweiligen Betroffenen ist daher ein Objektschutz am Gebaude zu prifen,
bsp. eine hochwasserangepasste Bauweise.
Es werden folgende Hochwasserschutzmafinahmen empfohlen:
Anordnung von Gebaudeotffnungen mindestens 0,50 m Uber dem zu erwartenden
Wasserspiegel bei einem HQ 100, Verwendung geeigneter Baustoffe etc.

e Gegen Oberflachenwasser, Schicht- und Hangdruckwasser sind bei den
Bauvorhaben geeignete Vorkehrungen zu treffen. Quell- und Drdnsammel-
wasser dirfen nicht der gemeindlichen Kanalisation zugefiihrt werden.

e Niederschlagswasserbeseitigung
Das Niederschlagswasser ist soweit wie moglich auf den eigenen Grundstticken
breitflachig zu versickern bzw. in Zisternen aufzufangen und als Brauchwasser im
Haushalt oder zur Gartennutzung zu verwenden. Der Uberlauf der Zisternen kann
an den offentlichen Mischwasserkanal angeschlossen werden.
Zu prufen ist die Versickerungsfahigkeit des Untergrundes auf den Grundstiicken.
Unter Einhaltung der Bestimmungen der Niederschlagswasserfreistellungs-
verordnung (NWFreiV) und der Vorgaben der zugehorigen Technischen Regeln
(TRENGW) ist die Versickerung von Niederschlagswasser wasserrechtlich
erlaubnisfrei.
Bei der Versickerung von Niederschlagswasser werden Dacheindeckungen mit
unbeschichtetem Kupfer, Zink oder Blei nicht zugelassen.

e Regenerative Energien
Empfohlen werden die Beheizung und die Warmwasserversorgung der
Gebaude mit regenerativen Energien (wie z.B. Solarenergie, Auf3enluft)
sowie Photovoltaikanlagen.

e Zweiter Rettungsweg
Bei Gebauden, bei denen die Bristung von zum Anleitern bestimmten Fenstern
oder Stellen mehr als 8,00 m Uber der Gelandeoberflache liegt, ist der zweite Ret-
tungsweg baulich sicherzustellen.

e DIN-Normen
DIN-Normen, auf die in der Bebauungsplanurkunde verwiesen wird, werden im
Fachbereich Bauen und Planen der Gemeinde Laufach, Raiffeisengasse 4, 63846
Laufach wahrend der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten.

GROSSE UND NUTZUNG DES PLANGEBIETES

Allgemeines Wohngebiet — WA 20.156 m2
Verkehrsflachen
Stral3e, Gehweg 3.102 mz
Grinflache einschl. Wasserflache 1.170 mz
Plangebiet gesamt 24.428 m2 (rd. 2,44 ha)
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13. VERFAHREN

VI.

Verfahrensschritte

Aufstellungsbeschluss
Beschluss des Gemeinderates zur Aufstellung des Bebauungs-
und Grinordnungsplanes ,Spessartstral3e Mitte"

Billigung des Vorentwurfes und Anordnung des beschleunigten
Verfahrens nach § 13a BauGB

Beschluss des Gemeinderates zur Billigung des Vorentwurfes des
Bebauungs- und Griinordnungsplanes ,Spessartstral3e Mitte" in

der vorgelegten Fassung unter Berilicksichtigung der gefassten Be-
schliisse sowie Beschliisse zur Anwendung des Verfahrens nach

§ 13a BauGB fir Bebauungsplane der Innenentwicklung und Be-
schluss zur Durchfuhrung des beschleunigten Verfahrens.

Frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 13a Abs. 3
Satz 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB und friihzeitige
Behordenbeteiligung gemal 8§ 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BauGB
i.V.m. 8 4 Abs. 1 BauGB

Beschlussfassung Uber die Stellungnahmen

Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Prifung, Beratung und Beschlussfassung Uber die Stellungnahmen
der frihzeitigen Beteiligung und Beschluss zur Durchfiihrung der
offentlichen Auslegung nach 8§ 3 Abs. 2 BauGB und der Behoérden-
beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB

Offentliche Auslegung und Beteiligung der Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange

Abwéagungsbeschluss und Beschluss zur 2. 6ffentlichen
Auslegung und erneuten Behdrdenbeteiligung

Prufung der eingegangenen Stellungnahmen und Abwagungs-
entscheidung durch den Gemeinderat.

Beschlisse des Gemeinderates zur Billigung des gednderten
Bebauungsplanenwurfs i.d.F. vom 12.09.2019 und zur Durch-
fuhrung der erneuten Beteiligung der Offentlichkeit und der
Behorden.

Datum/Zeitraum

15.05.2017

21.01.2019

01.04.2019
bis 03.05.2019

24.06.2019

15.07.2019
bis 19.08.2019

16.09.2019
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VII. 2. 6ffentliche Auslegung und erneute Beteiligung der von den 30.09.2019
Anderungen/Erganzungen betroffenen Behdrden bis 14.10.2019

VIIl. Abwagung und Satzungsbeschluss
Bericht Uber das Ergebnis der 2. ¢ffentlichen Auslegung und erneuten
Behdrdenbeteiligung mit Abwagung nach 8 1 Abs. 7 BauGB.
Mit Beschluss des Gemeinderates wird der Bebauungs- und Griin-
ordnungsplan ,Spessartstral3e Mitte“ nach § 10 Abs. 1 BauGB i.d.F.

vom 21.10.2019 als Satzung beschlossen. 21.10.2019
IX. Bekanntmachung des Bebauungsplanes 08.11.2019
Ausgearbeitet: Anerkannt:
Bauatelier

Dipl. - Ing.(FH) Christine Richter, Architektin
Dipl. - Ing. Wolfgang Schéaffner, Architekt
WilhelmstraRe 59, 63741 Aschaffenburg
Telefon: 06021/424101 Fax: 06021/450323
E-Mail: Schaeffner-Architekturbuero@t-online.de

Aschaffenburg, 25.01.2019 Laufach,
erganzt, 24.06.2019
erganzt, 12.09.2019
erganzt, 16.09.2019
erganzt, 21.10.2019
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Auszug aus dem Sitzungsbuch der Gemeinde Laufach lber die 6ffentliche
Gemeinderatsitzung vom 15.05.2017

4/0494 Vorberatung zum 2. Planabschnitt zur Ausarbeitung eines Entwurfs
des Bebauungsplans "Spessartstralle Mitte"

Das zur stéddtebaulichen Uberplanung in Betracht kommende Ortsgebiet wurde am Mittwoch, den
19.04.2017 mit der Verwaltung und der Ortsplanerin, Frau Richter vom Biro ,,Schaffner u. Richter"
aus Aschaffenburg erstmals diskutiert und der mogliche Geltungsbereich umrissen. Ein erster Vo-
rentwurf wurde im Rahmen der Beratung vorgestellt und diskutiert.

Das Ortsgebiet im westlichen Abschnitt der »Spessartstralbe« ist nicht mit einem Bebauungsplan
Uberplant. Daher sind dort Um- und Neubauten momentan noch nach § 34 BauGB zu beurteilen.
Dieser Paragraf regelt sehr pauschal und nicht detailliert die Zuldssigkeit von Vorhaben innerhalb
der im Zusammenhang bauten Ortsteile. Die Bebaubarkeit der erschlossenen Baugrundstiicke
muss sich lediglich nach ,Art und Mal3 der umliegenden Bebauung" richten. Im Sinne dieses Satzes
Ist die stadtbauliche Handhabe und Lenkung von Bauantragen zum Neubau oder Umbau von Ge-
bauden durch die Gemeinde aus Sicht der Verwaltung deshalb sehr eingeschrankt. Begrenzung der
Wandhéhen bzw. Anzahl der Geschosse und die Dachform kénnen nur unwesentlich von Seiten
der Gemeinde gemalregelt werden. Eine gemeindliche Satzung in Form eines Bebauungsplans
koénnte all das detailliert regein.

Zur bauleitplanerischen Weiterentwicklung dieses Ortsbereichs, zur Bertcksichtigung der wasser-
rechtlichen Belange von Baugrundstiicken am Laufachbach infolge des Hochwasserschutzkonzepts
und zur Wahrung der Planungshoheit der Gemeinde insbesondere bei gewerblichen Nutzungsande-
rungen bzw. Neubauten schidgt die Verwaltung deshalb die Aufstellung des Bebauungsplans
~SpessartstralBe Mitte" vor. Die Planung betréfe den Bereich ab dem sog. ,,Engpass" nach der Ba-
ckerei ,Faust" in Richtung Osten bis zum Anwesen ,,SpessartstralBe 84". Dieser Ortsbereich wird
im Norden vom Bebauungsplan ,Haferweg West" und im Stiden vom Bebauungsplan , Eichgarten-
straBe" umgrenzt. Der neue Bebauungsplan ware demzufolge ein Liickenschluss der Ortsplanung.

Die Wohngebdéude im Bereich ,,SpessartstralBe 14" bis ,Spessartstralle 84" sind grofBtenteils alter
als 50 Jahre. Anbauten, Sanierungen oder Neuerrichtungen von Wohngebauden bzw. Nutzungséan-
derungen fiir die Genehmigung nicht storender Gewerbebetriebe lassen sich mit dem Instrument
eines Bebauungsplans besser steuern. Vereinzelt wurde der Verwaltung auch mitgeteilt, dass in
diesem Ortsgebiet tatsachlich Gebaudeneubauten, Nutzungsanderungen und Umbauten vorgese-
hen sind. Dies kann zuktinftig von der Gemeinde mit der Vorgabe der Gebdudeausdehnung (Bau-
grenzen), der Geschossanzahl und Grundsticksausnutzung (GFZ u. GRZ) eindeutig geregelt wer-
den, wobei Ausnahmen und Befreiungen nach dem Baugesetzbuch nach wie vor im Ermessen der
Gemeinde erteilt werden kénnen.

Neben der Notwendigkeit der Aufstellung des Bebauungsplans wird gleichzeitig der Erlass einer
Verdnderungssperre fir notwendig erachtet. Diesbeziiglich wurde auf die Einschrankungen hinge-
wiesen, die Hausbesitzer im Falle eines solchen Satzungsbeschlusses hatten.
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GroBere Gebaudeverdnderungen, Nutzungsanderungen oder Neubauten seien dann fiir einen /én-
geren Zeitraum nur in Ausnahmefallen genehmigungsféahig. Dies kann laut der Gesetzgebung des
Baugesetzbuches bis zu 2 Jahren und dardiber hinaus Bestand haben, wird aber im Falle des vor-
geschlagenen B-Planaufstellungsverfahrens ,Spessartstralle Mitte" bei optimalem Verfahrensver-
lauf nach Meinung der Verwaltung auf etwa 9 Monate geschatzt; vorausgesetzt es bestiinden kei-
ne grundlegenden oder rechtsverletzenden Einwénde der Offentlichkeit oder Tréger dffentlicher
Belange gegen das Verfahren.

Im zZusammenhang mit weiteren bauleitplanerischen Vorhaben erwahnte BGM Fleckenstein das
Vorhaben im Baugebiet ,,Hammer", wo ein privater Investor eine Seniorenwohnanlage plant. Hier-
fir ist ebenfalls ein Bebauungsplan aufzustellen. Erste Gesprache und die Vorstellung des Projekts
erfolgten im Beisein des Investors, der Gemeinde und der Kreisbaumeisterin.

Beschluss:

Dem Gemeinderat wird empfohlen, die Aufstellung des Bebauungsplans ,, SpessartstralBe Mitte" und
gleichzeitig den Erlass einer Verdnderungssperre im Planungsgebiet zu beschliefen. Das Bliro
Bauatelier Richter und Schéffner" aus Aschaffenburg ist mit der Ausarbeitung eines Erstentwurfs
zur Beratung und zur Durchfihrung des Bauleitplanverfahrens stufenweise zu beauftragen.

Ende Beschlussbuchauszug.

In Abanderung der Empfehlung des Bau-, Verkehr- und Umweltausschusses empfiehlt die Verwal-
tung, den Umgriff des neu aufzustellenden B-Planes ,SpessartstraBe Mitte" auf das Gebiet ab
SpessartstraBe 61 bis SpessartstraBe 84 zu beschranken.

Diskussionsverlauf:

Beschlussbuchauszug des Bau-, Verkehr- und Umweltausschusses vom 24.04.2017

Vorberatung zum 2. Planabschnitt zur Ausarbeitung eines Entwurfs des Bebauungs-
plans "SpessartstraBBe Mitte"

Das zur stadtebaulichen Uberplanung in Betracht kommende Ortsgebiet wurde am Mittwoch, den
19.04.2017 mit der Verwaltung und der Ortsplanerin, Frau Richter vom Biro ,Schaffner u. Richter"
aus Aschaffenburg erstmals diskutiert und der mdgliche Geltungsbereich umrissen. Ein erster Vo-
rentwurf wurde im Rahmen der Beratung vorgestellt und diskutiert.Das Ortsgebiet im westlichen
Abschnitt der »SpessartstraBe« ist nicht mit einem Bebauungsplan tberplant. Daher sind dort Um-
und Neubauten momentan noch nach § 34 BauGB zu beurteilen.

Dieser Paragraf regelt sehr pauschal und nicht detailliert die Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb
der im Zusammenhang bauten Ortsteile. Die Bebaubarkeit der erschlossenen Baugrundstiicke
muss sich lediglich nach ,Art und MaB der umliegenden Bebauung" richten. Im Sinne dieses Satzes
ist die stadtbauliche Handhabe und Lenkung von Bauantragen zum Neubau oder Umbau von Ge-
bauden durch die Gemeinde aus Sicht der Verwaltung deshalb sehr eingeschrankt. Begrenzung der
Wandhdhen bzw. Anzahl der Geschosse und die Dachform kdnnen nur unwesentlich von Seiten
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der Gemeinde gemaBregelt werden. Eine gemeindliche Satzung in Form eines Bebauungsplans
kdnnte all das detailliert regeln.

Zur bauleitplanerischen Weiterentwicklung dieses Ortsbereichs, zur Berticksichtigung der wasser-
rechtlichen Belange von Baugrundstiicken am Laufachbach infolge des Hochwasserschutzkonzepts
und zur Wahrung der Planungshoheit der Gemeinde insbesondere bei gewerblichen Nutzungsande-
rungen bzw. Neubauten schlagt die Verwaltung deshalb die Aufstellung des Bebauungsplans
~SpessartstraBe Mitte" vor. Die Planung betrafe den Bereich ab dem sog. ,Engpass" nach der Ba-
ckerei ,Faust" in Richtung Osten bis zum Anwesen ,SpessartstraBe 84". Dieser Ortsbereich wird
im Norden vom Bebauungsplan ,Haferweg West" und im Siiden vom Bebauungsplan ,Eichgarten-
straBe™ umgrenzt. Der neue Bebauungsplan ware demzufolge ein Liickenschluss der Ortsplanung.

Die Wohngebaude im Bereich ,SpessartstraBe 14" bis ,SpessartstraBe 84" sind gréBtenteils alter
als 50 Jahre. Anbauten, Sanierungen oder Neuerrichtungen von Wohngebauden bzw. Nutzungsan
derungen fiir die Genehmigung nicht stérender Gewerbebetriebe lassen sich mit dem Instrument
eines Bebauungsplans besser steuern. Vereinzelt wurde der Verwaltung auch mitgeteilt, dass in
diesem Ortsgebiet tatsachlich Gebaudeneubauten, Nutzungsanderungen und Umbauten vorgese-
hen sind. Dies kann zukinftig von der Gemeinde mit der Vorgabe der Gebdudeausdehnung (Bau-
grenzen), der Geschossanzahl und Grundstlicksausnutzung (GFZ u. GRZ) eindeutig geregelt wer-
den, wobei Ausnahmen und Befreiungen nach dem Baugesetzbuch nach wie vor im Ermessen der
Gemeinde erteilt werden kdnnen.

Neben der Notwendigkeit der Aufstellung des Bebauungsplans wird gleichzeitig der Erlass einer
Veranderungssperre flir notwendig erachtet. Diesbezliglich wurde auf die Einschrankungen hinge-
wiesen, die Hausbesitzer im Falle eines solchen Satzungsbeschlusses hatten.

GroBere Gebdudeveranderungen, Nutzungsanderungen oder Neubauten seien dann flr einen lan-
geren Zeitraum nur in Ausnahmefallen genehmigungsfahig. Dies kann laut der Gesetzgebung des
Baugesetzbuches bis zu 2 Jahren und dariber hinaus Bestand haben; wird aber im Falle des vor-
geschlagenen B-Planaufstellungsverfahrens ,SpessartstraBe Mitte" bei optimalem Verfahrensver-
lauf nach Meinung der Verwaltung auf etwa 9 Monate geschatzt; vorausgesetzt es bestiinden kei-
ne grundlegenden oder rechtsverletzenden Einwénde der Offentlichkeit oder Trager éffentlicher
Belange gegen das Verfahren.

Im Zusammenhang mit weiteren bauleitplanerischen Vorhaben erwahnte BGM Fleckenstein das
Vorhaben im Baugebiet ,Hammer", wo ein privater Investor eine Seniorenwohnanlage plant. Hier-
fur ist ebenfalls ein Bebauungsplan aufzustellen. Erste Gesprache und die Vorstellung des Projekts
erfolgten im Beisein des Investors, der Gemeinde und der Kreisbaumeisterin.

Beschluss:

Dem Gemeinderat wird empfohlen, die Aufstellung des Bebauungsplans ,SpessartstraBe Mitte" und
gleichzeitig den Erlass einer Veranderungssperre im Planungsgebiet zu beschlieBen. Das Biro
»Bauatelier Richter und Schaffner" aus Aschaffenburg ist mit der Ausarbeitung eines Erstentwurfs
zur Beratung und zur Durchfiihrung des Bauleitplanverfahrens stufenweise zu beauftragen.

Ende Beschlussbuchauszug Bau-, Verkehr- und Umweltausschusses vom 24.04.2017
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In Abénderung der Empfehlung des Bau-, Verkehr- und Umweltausschusses empfiehlt die Bauver-
waltung, den Umgriff des neu aufzustellenden B-Planes ,Spessartstrae Mitte" auf das Gebiet ab
SpessartstraBe 61 bis SpessartstraBe 84 zu beschranken.

Zu diesem Tagesordnungspunkt begriiBte 2. Burgermeister Rudolf Spinnler Frau Christine Richter
vom Architekturbliro Schéaffner, Aschaffenburg.

Gemeinderat Michael Eckel verwahrte sich dagegen, dass Verwaltung und/oder Blirgermeister
Empfehlungsbeschliisse des Bau-, Verkehr- und Umweltausschusses flir den Gemeinderat einseitig
abandern ohne hierzu Ricksprache mit dem Ausschuss gehalten zu haben. Die kiinftige Beachtung
dessen wurde zugesagt und garantiert.

Hintergrund, den Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu reduzieren ist, die Nutzungsarten ,all-
gemeines Wohngebiet" (6stlicher Bereich) und ,Mischgebiet" (westlicher Bereich) der Spessart-
straBe getrennt beplanen zu wollen. Das so zu liberplanende Gebiet — Spessartstr. dstlicher Ab-
schnitt, ab SpessartstraBe 61 bis 84 — wird stadtebaulich als Liickenschluss zwischen den beste-
henden Bebauungsplanen ,, Haferweg West" und ,EichgartenstraBe®™ betrachtet und greift nicht in
die Gemengelage im Bereich der westlichen SpessartstraBe ein.

Beschluss:

GemaB Empfehlung des Bau-, Verkehr- und Umweltausschusses vom 24.04.2017 beschliet der
Gemeinderat die Neuaufstellung des qualifizierten Bebauungsplans ,Spessartstrae Mitte"™ mit
Griinordnungsplan nach § 2 Abs.1 BauGB mit Bekanntmachung (§ 2 Abs.1 Satz 2 BauGB) fiir das
Gebiet ab SpessartstraBe 61 bis SpessartstraBe 84. Die Verwaltung wird beauftragt, die Durchfiih-
rung des Verfahrens mit der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und
die friihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1
BauGB durchzufiihren. GemaB § 4 a Abs. 2 BauGB sollen die Unterrichtungen nach § 3 Abs. 1
BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sowie die Einholung der Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 BauGB
gleichzeitig durchgeflihrt werden.

Das Bauatelier Richter und Schaffner aus Aschaffenburg wird mit der Ausarbeitung eines Erstent-
wurfs zur Beratung und Durchfilhrung des Bauleitplanverfahrens stufenweise beauftragt.

Der Gemeinderat billigt den Gestaltungsvorschlag des Bebauungsplanes , SpessartstraBe Mitte" in

der Fassung vom 11.05.2017.

Abstimmung: 18:0

Die Richtigkeit der Abschrift wird bestatigt:

Laufach, 20.03.2019

gez.
Friedrich Fleckenstein, ( Siegel )
1. Burgermeister
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Auszug aus dem Sitzungsbuch der Gemeinde Laufach lber die 6ffentliche
Gemeinderatsitzung vom 21.01.2019

3/0672 Bebauungs- und Griinordnungsplan "SpessartstraBe-Mitte": Billi-
gung des Entwurfs, Beschlussfassung zur frithzeitigen Beteiligung
der Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB und friihzeiti-
ge Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB

Sachverhalt:

Die Erfordernis den Bebauungsplan ,SpessartstraBe Mitte" aufzustellen wurde in der 6ffentlichen
Sitzung des Gemeinderates am 15.05.2017 dargelegt und begriindet. Das Ortsgebiet im westlichen
Abschnitt der »SpessartstraBe« ist nicht mit einem Bebauungsplan tberplant, wird jedoch von den
geltenden Bebauungsplanen ,EichgartenstraBe™ (im Sutiden), ,Haferweg WEST" (im Norden) sowie
~SpessartstraBe Ost" (6stlich des Geltungsbereichs) umrahmt. Um- und Neubauten sind derzeit
noch nach § 34 BauGB zu beurteilen. Dieser Paragraf regelt sehr pauschal und nicht detailliert die
Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile. Die Bebaubarkeit
der erschlossenen Baugrundstiicke muss sich lediglich nach , Art und MaB der umliegenden Bebau-
ung" richten. Im Sinne dieses Satzes ist die stadtebauliche Handhabe und Lenkung von Bauantra-
gen zum Neubau oder Umbau von Gebauden durch die Gemeinde aus Sicht der Bauverwaltung
deshalb sehr eingeschrankt. Begrenzung der Wandhéhen bzw. Anzahl der Geschosse und die
Dachform kénnen nur bedingt von Seiten der Gemeinde geregelt werden. Eine gemeindliche Sat-
zung in Form eines Bebauungsplans kénnte all das detailliert regeln.

Zur bauleitplanerischen Weiterentwicklung dieses Ortsbereichs, zur Berticksichtigung der wasser-
rechtlichen Belange von Baugrundstiicken am Laufachbach infolge des Hochwasserschutzkonzepts
und zur Wahrung der Planungshoheit der Gemeinde insbesondere bei gewerblichen Nutzungsande-
rungen bzw. Wohnhausneubauten mit Nebenanlagen wurde die Aufstellung des B-Plans von der
Verwaltung empfohlen.

Zur Sicherung der kommunalen Bauleitplanung hat der Gemeinderat in der v. g. Sitzung zunachst
eine Veranderungssperre nach § 14 BauGB als Satzung beschlossen; unmittelbar im darauffolgen-
den TOP die Aufstellung des v. g. B-Plans.

Die Ausarbeitung des nun vorzustellenden Entwurfs hing in erster Linie von der Fertigstellung des
Hochwasserschutz- und Riickhaltekonzepts ab, der Planung der ,Seniorenwohnanlage™ auf dem
Flurstlick des ehem. Sagewerks. Zwischenzeitlich wurde auch die Stellplatzsatzung der Gemeinde
Uberarbeitet und als Satzung beschlossen, mit der bei zukinftigen Bauantragen auf die Anzahl der
privat vorzuhaltenden Kfz-Stellpldtze besser eingewirkt werden kann.

Die von der Ortsplanerin, Frau Richter ausgearbeiteten Festsetzungen gehen neben den derzeit
Ublichen baurechtlichen Vorschriften insbesondere auf den Hochwasserschutz, auf MaBnahmen
zum Schutz, Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ein. Des Weiteren kann mit
dem B-Plan durch Planzeichen auf eine rechtssichere ErschlieBung der Anwesen ,Spessartstrale
61 — 69" hingewirkt werden.
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Nicht bewohnte Bestandsnebengebdude wurden ebenfalls mit einbezogen, wobei die RechtmaBig-
keit (genehmigt oder ungenehmigt) nicht Gberprift worden ist.

Die HQ-100 Linien des Hw.-Schutz- und Riickhaltekonzepts sowie die Kubatur des Seniorenwohn-
heims wurden in den B-Planentwurf maBstablich eingearbeitet.

Die riickwartige Bebauungslinie der (Wohn-)Gebaude stdlich der ,Spessartstrae™ wurde, von der
Planung der Seniorenwohnanlage bestimmend weitestgehend fur alle westlich und 6stlich daneben
liegende Anwesen fortgeflihrt, sofern diese imaginare Linie der Bauverbotszone (12,50 m Abstand
zum ,Laufachbach") nicht entgegensteht.

Das Flurstiick 11262 (Seniorenwohnanlage) wird als gesonderte ,,Flache flir soziale Wohnraumfér-
derung" nach § 9 Abs. 1. Nr. 7 BauGB gesondert ausgewiesen. Die Seniorenwohnanlage soll von
der Reg. v. Ufr. — bei Vorliegen der technischen und verwaltungsmaBigen Vorgaben — entspre-
chend der Wohnraumfdérderungsbestimmungen 2012 (WFB 2012) in der Einkommensorientierten
Forderung (EOF) gefordert werden. Die 40-jahrige Belegungs- und Mietpreisbindung wird mittels
eines Bewilligungsbescheids der férdernden Behdrde gesichert — ebenso die verglinstigten Berech-
nungen von Stellpldtzen, die abweichend von der gemeindlichen Stellplatzsatzung errechnet und
nachgewiesen werden kénnen.

Der B-Planentwurf des ,Bauatelier Schaffner & Richter" tragt sowohl dem Bestand innerhalb des
Geltungsbereichs als auch der zukiinftigen Ortsplanung aus Sicht der Bauverwaltung Rechnung
und wird zur Beschlussfassung und Erwirkung der Rechtskraft dem Gemeinderat zur Zustimmung
empfohlen.

Diskussionsverlauf:

Hierzu begriiBte der Vorsitzende Frau Richter vom Bauatelier Richter und Schéaffner. Frau Richter
stellte den Bebauungsplan ,SpessartstraBe Mitte" vor und erlduterte dem Gremium dessen Fest-
setzungen.

Gemeinderat Siegfried Schwarz sah die Festlegung auf lediglich 12 Stellplatze (bei 18 Wohneinhei-
ten) als kritisch an. Damit seien Stellplatzprobleme vorgegeben. Insofern sollte die Anzahl der
nachzuweisenden Stellplatz seines Erachtens erhéht werden.

Biirgermeister und Bauverwaltung wiesen darauf hin, dass aufgrund der Wohnraumférderungsbe-
stimmungen (WFB 2012) im Regelfall sozial schwache bei diesem Projekt den Zuschlag fiir die
Wohnungen bekommen wiirden und von daher mit einer stark verminderten Anzahl von Fahrzeu-
gen gerechnet wird. Deswegen wurde bisher mit 12 nachzuweisenden Stellplatzen geplant.

3. Blrgermeister Frank Merget bestritt die v. g. Schlussfolgerung. Nach seinem Dafilrhalten wer-
den die Bewohner, wenn sie die Mobilitat (gesundheitlich) nutzen kénnen, dem auch mit einem
eigenen Fahrzeug nachkommen. Die Anzahl der nachzuweisenden Stellplatze sei zu gering; die
Stellplatzproblematik damit vorgegeben.

Gemeinderat Johannes Kérner verwies erganzend auf die alljahrlichen Wortmeldungen in den Biir-
gerversammlungen oder auch die dauernden Beschwerden der Ortsburgerinnen und Ortsbirger
bzgl. der zu wenigen Stellplatze und der Parkproblematik im nahezu gesamten Ortsgebiet. In An-
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betracht dieser Situation hélt er es nicht fiir zielfiihrend hier eine Ausnahme von den grundsatzlich
geforderten Stellplatzen nach unten, sprich eine reduzierte Anzahl von Stellplatzen - in dieser Gro-
Benordnung - zu beschlieBen.

Gemeinderat Wolfram Paulus schlug als Kompromiss einen Stellplatz je Wohneinheit vor. Dem
konnte das Gremium einhellig folgen. Soweit rechtlich méglich, ist fiir jede Wohneinheit ein Stell-
platz — als Sonderregelung abweichend von der Stellplatzsatzung - nachzuweisen.

Gemeinderat Wolfgang Fuchs schlug vor, zu priifen ob Stellplatze auf dem Grundstiick im Uber-
schwemmungsgebiet in wassergebundener Bauweise mdglich waren.

Gemeinderat Wolfgang Fuchs empfahl, die Baugrenze nérdlich der SpessartstraBe durchgangig
umzusetzen. Fur den Fall, dass ein Eigentiimer zusatzlichen Grund vom Nachbarn erwirbt, hatte er
ggf. in diesem Bereich dann auch die Méglichkeit der Bebauung. Frau Richter sagte die Umsetzung
zZu.

Beschluss:

Der Gemeinderat billigt - unter der Beriicksichtigung der Anderungen aus der Sitzung des Gemein-
derates vom 21.01.2019 (je Wohneinheit ein Stellplatz sowie durchgangige Baugrenze ndrdlich der
Spessartstrae) den Vorentwurf des Bauateliers Richter und Schaffner vom 15.01.2019. Das Bau-
leitplanverfahren soll nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) durchgefiihrt wer-
den. Die frihzeitigen Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB und der
Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB ist durch 6ffentliche Auslegung durchzufiihren.

Die Nutzungsart des Gebietes wird im Flachennutzungsplan parallel von MI (Mischgebiete) auf WA
(allgemeine Wohngebiete) im Wege der Berichtigung angepasst.

Abstimmung: 19:0

Die Richtigkeit der Abschrift wird bestatigt:

Laufach, 08.03.2019

gez.
Friedrich Fleckenstein, ( Siegel )
1. Burgermeister
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Auszug aus dem Sitzungsbuch der Gemeinde Laufach lber die 6ffentliche
Gemeinderatsitzung vom 16.09.2019

3/0775 Aufstellung Bebauungsplan ,Spessartstra3e Mitte™: Abwagung und
Behandlung der Stellungnahmen der Offentlichkeit § 3 Abs. 2 u. der
Trager offentlicher Belange n. § 4 Abs. 2 BauGB mit Beschlussfas-
sung

Sachverhalt:

Das Bauleitplanverfahren zur Erlangung der Rechtskraft des Bebauungsplans , SpessartstraBe Mit-
te" hatte bisher folgende Verfahrensschritte:

I. Aufstellungsbeschluss

Beschluss des Gemeinderates zur Neuaufstellung des qualifizierten Bebauungsplanes ,Spessart-
straBe Mitte™ mit Griinordnungsplan in der Sitzung am 15.05.2017

II. Billigung des Vorentwurfs und Anordnung der friihzeitigen Beteiligungen

Der Gemeinderat billigt in seiner Sitzung am 21.01.2019 den Vorentwurf des Bauateliers Richter &
Schaffner i.d.F. vom 15.01.2017 und beschlieBt die Durchflihrung der friihzeitigen Beteiligung der
Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und der Behdrden und sonstigen Tréger éffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 BauGB.

II1. Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden:
Vom 01.04.2019 bis 03.05.2019

IV. Beratung sowie Abwagung und Beschlussfassung liber die im Zeitraum
01.04. — 03.05.2019 eingegangenen Stellungnahmen der Offentlichkeit und
Trager offentlicher Belange

Der Gemeinderat berdt und wagt ab in der Sitzung am 24.06.2019 Uber die im Zeitraum
01.04.2019 bis 03.05.2019 eingegangenen Stellungnahmen und Hinweise der Offentlichkeit und
der Trager offentlicher Belange. Das Bauatelier Richter & Schaffner wurde mit der Einarbeitung der
beschlossenen Anderungen in Begriindung und Bebauungsplan beauftragt.

Die o6ffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB mit Behdrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB
wurde beschlossen.

V. Offentliche Auslegung mit Beteiligung der Offentlichkeit n. § 3 Abs. 2 BauGB
und Beteiligung der Behorden n. § 4 Abs. 2 BauGB.

Die 6ffentliche Auslegung mit Beteiligung der TOB erfolgte im Zeitraum 15.07. — 19.08.2019.

Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange (TOB):
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Gemeinde Laufach

Bebauungs- und Griinordnungsplan ,SpessartstraBe Mitte"

Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung ohne Durchfiihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB

Offentliche Auslegung und Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 15.07.2019 bis einschlieBlich
19.08.2019

A. Folgende Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange wurden beteiligt:
1. Landratsamt — Bauaufsicht/Kreisbaumeisterin

2. Landratsamt — Untere Naturschutzbehérde

3. Landratsamt — Untere Immissionsschutzbehdrde

4, Landratsamt — Untere Denkmalschutzbehdrde und Kreisheimatpfleger

5. Landratsamt — Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz

6. Landratsamt — Kreisbrandinspektion

7. Landratsamt — Regionaler Planungsverband

8. Landratsamt — Gesundheitsamt

9. Wasserwirtschaftsamt

10.  Regierung von Ufr., - Hohere Landesplanungsbehdrde

11. Regierung von Ofr., Bergamt Nordbayern

12. Bayer. Landesamt flir Denkmalpflege, Ref. B Q — Bauleitplanung, Miinchen
13.  Zweckverband zur Wasserversorgung der Aschafftalgemeinden

14.  Abwasserverband der Aschafftalgemeinden

15. NRM Netzdienste Rhein-Main, Sailauf Weyberhofe

16. Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld

17. Deutsche Telekom Technik GmbH, Wiirzburg

18.  Staatliches Bauamt Aschaffenburg, Fachbereich StraBenbau

19.  Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung
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Landratsamt Aschaffenburg, Bauaufsicht/Kreisbaumeisterin, 22.07.19
Fachtechnische Stellungnahme

Es werden keine weiteren Anregungen und Hinweise vorgetragen.
Einvernehmen!

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Untere Naturschutzbehorde, 16.07.19
Fachtechnische Stellungnahme

Mit der Planung besteht Einverstandnis.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Untere Immissionsschutzbehorde, 18.07.19
Es bestehen keine Einwande.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Untere Denkmalschutzbehorde und Kreisheimatpfleger, 16.08.19
Es bestehen keine Bedenken.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Wasser- und Bodenschutz, 16.07.19

Hochwasser:

Die Begriindung wurde um entsprechende Ausfiihrungen zur Hochwassersituation des Miihl-
grabens erweitert.

Es wird ausgefiihrt, dass der Ablauf eines 100-jahrlichen Hochwasserereignisses gemaB der
Uberschwemmungsberechnung im Bereich des vorliegenden Plangebietes zu keinen Uberflu-
tungen fiihren wirde. Das Hochwasser kdnne Uber die Grundstiicke im Bereich der FI.Nrn.
2600/14 und 2600/17 linksseitig ausufern und ungehindert in Richtung des Laufachbaches ab-
flieBen.

Hierzu ist eine fachliche AuBerung des Wasserwirtschaftsamtes Aschaffenburg erforderlich.

Anlagengenehmigung (Art. 20 BayWG):

In den Festsetzungen wurde nunmehr unter ,Weitere Hinweise" auf die Anlagengenehmi-
gungspflicht am Laufachbach gemaB § 36 WHG i.V.m. Art. 20 BayWG im 60-m-Bereich vor der
Uferlinie entfernt hingewiesen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Das Wasserwirtschaftsamt hat sich mit Schreiben vom 29.04.2019 und 26.08.2019 geduBert.
Damit es zu keinem erh6htem Wasserabfluss im Mihlgraben bei Hochwasser kommt, ist dau-
erhaft zu gewahrleisten, dass, dass das Hochwasser Uber die Grundstiicke FI.Nrn. 2600/14
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und 2600/17 linkseitig ausufern und ungehindert in Richtung Laufachbach abflie-
Ben kann.

Landratsamt, Kreisbrandinspektion, 13.07.19

In der Stellungnahme wird auf die Belange des abwehrenden Brandschutzes hingewiesen.
Nach Art. 1 Abs. 1 und 2 Bayer. Feuerwehrgesetz ist der abwehrende Brandschutz und die Be-
reitstellung der notwendigen Loschwasserversorgungsanlagen eine gemeindliche Pflichtaufga-
be.

Bei den bauleitplanerischen Uberlegungen bestehen beziiglich dem vorgelegten Entwurf keine
Bedenken, wenn nachfolgende Punkte beachtet werden:

e Die Freiwillige Feuerwehr Laufach kann den Brandschutz fiir dieses Gebiet in der
vorgeschriebenen Hilfsfrist von 10 Minuten gewahrleisten.
Die Ausriistung und Organisation der Feuerwehr ist flir die geplante Bebauung
ausreichend.

e Zufahrten und Bewegungsflachen
Die ZufahrtsstraBen zu den Schutzobjekten (Wohnhduser) miissen fiir
Feuerwehrfahrzeuge mit einer Achslast von mind. 10 to ausgelegt sein und sollten im
Regelfall keinen groBeren Abstand als 50 m zu den Gebauden auf dem Grund-
stlick haben. Die ZufahrtsstraBen miissen mit Fahrzeugen, die eine Lange von
10 m, eine Breite von 2,5 m und einen Wendekreisdurchmesser von 18,5 m
besitzen, befahren werden kénnen.
Bei Gebauden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer 6ffentlichen
Verkehrsflache entfernt sind, sind Zufahrten und Durchfahrten zu den vor und
hinter den Gebduden gelegenen Grundstiicksteilen und Bewegungsflachen
herzustellen, wenn sie aus Griinden des Feuerwehreinsatzes vorhanden sein
mussen (Art. 5 Abs. 1 Satz 4 BayBO).
Ausreichende Flachen fur die Feuerwehr auf der 6ffentlichen Verkehrsflache bei
Abstanden der Gebaude zur Verkehrsflache von weniger als 50 m.
In Abstdanden von max. 100 m missen im StraBenverlauf ausreichende Bewe-
gungsflachen (L = 12 m, B = 7 m) flr den Einsatz eines Feuerwehrfahrzeuges,
max. Abstand von 50 m zu den jeweiligen Grundstiicken bzw. Schutzobjekten
vorhanden sein.

e Ldschwasserversorgung
Die Bereithaltung und Unterhaltung notwendiger Loéschwasserversorgungsanlagen
ist Aufgabe der Gemeinde und damit bei Neuausweisung eines Bebauungsplan-
gebietes ein Teil der ErschlieBung im Sinn von § 123 Abs. des Baugesetz-
buches (BauGB). Die Sicherstellung der notwendigen Léschwasserversorgung
zahlt damit zu den bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Erteilung
einer Baugenehmigung. Welche Loschwasserversorgungsanlagen im Einzelfall
notwendig sind, ist anhand der Brandrisiken des konkreten Bauvorhabens zu
beurteilen.

Sie hat Loschwasser in einem Umfang bereitzuhalten, wie es die jeweils vor-
handene ortliche Situation, die unter anderem durch die (zuldssige) Art und
das (zuldssige) MaB der baulichen Nutzung, die Siedlungsstruktur und die Bau-
weise bestimmt wird, verlangt. Ein Objekt, das in dem maBgebenden Gebiet
ohne weiteres zuldssig ist, stellt regelmaBig kein auBergewohnliches, extrem
unwahrscheinliches Brandrisiko dar, auf das sich die Gemeinde nicht einzustel-
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len brauchte (vgl. die Vollzugsbekanntmachung zum BayFWG unter Pkt. 1.3).

Friihzeitige und sorgfaltige Planung der Loschwasserversorgung. Ermittlung der
notwendigen Loschwassermenge nach den Vorgaben des Arbeitsblattes W 405
der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW).

Bei der Planung, Ausfiihrung und Betrieb der Wasserversorgungsanlage sind
die einschlagigen Richtlinien des DVGW, insbesondere die Arbeitsblatter W 504
- Loschwasser, W 331 — Hydrantenrichtlinie, W 313 — Feuerlésch- und Brand-
schutzanlagen, W 311 — Wasserversorgung und Wasserspeicherung, zu beach-
ten.

Sicherstellung der notwendigen Léschwasserversorgung Uber einen Zeitraum
von 2 Stunden.

Aufgrund der zulassigen Geschossflachenzahl in dem allgemeinen Wohngebiet
(WA) ist eine Léschwassermenge von mind. 1.600 |/min (96 m3/h) Uber einen
Zeitraum von 2 Stunden erforderlich.

Hydranten

Ausreichende Anzahl von geeigneten Hydranten, max. 75 m Entfernung von den
notwendigen Bewegungsflachen fiir Feuerwehrfahrzeuge, Beachtung der DIN-
Normblatter.

Einplanung von alternativen Léschwasserentnahmereinrichtungen, wie z.B.
unterirdische Léschwasserbehalter, Loschwasserbrunnen, Léschwasserteiche,
wenn die erforderliche Loschwassermenge mit dem o&ffentlichen Trinkwasser-
versorgungshetz nicht ausreichend sichergestellt werden kann.

Die flr die Hydranten und Loschwasserentnahmeeinrichtungen relevanten Norm-
blatter sind zu beachten.

2. Rettungsweg

Flr Gebaude der Gebdudeklasse 1, 2 oder 3 kann der 2. Rettungsweg mittels
der bei der Feuerwehr vorhandenen tragbaren Leiter im Regelfall sichergestellt
werden, wenn Zugange zu den Aufstellflachen fiir diese Leitern an den notwen-
digen Anleiterstellen vorhanden sind und die Rettungshéhe 8 m nicht Ubersteigt.

Bei anderen Gebdauden mit Rettungshéhen tiber 8 m, auBer bei Hochhdusern,
kann der 2. Rettungsweg durch die Feuerwehr nur mittels einer bei der Feuer-
wehr vorhandenen Drehleiter sichergestellt werden. Hierzu waren dann ggf. auch
entsprechende Zufahrten mit Aufstellflachen, ggf. auch auf dem jeweiligen Grund-
stlick, fir den Einsatz einer Drehleiter notwendig.

Da die zustandige Feuerwehr in Laufach keine Drehleiter besitzt und keine andere
Feuerwehr mit einer geeigneten Drehleiter in einer Hilfsfrist von max. 10 Minuten
zur Verfugung steht, ist bei diesen Gebauden der 2. Rettungsweg immer baulich
sicherzustellen oder durch die Gemeinde eine geeignete Drehleiter zu beschaffen.

Bei Sonderbauten ist im Baugenehmigungsverfahren immer zu priifen, ob es
Bedenken bei der Sicherstellung des 2. Rettungsweges der Feuerwehr gibt. Bei
Bedenken ist der 2. Rettungsweg dann baulich sicherzustellen.

Die vorhandenen Sirenenanlagen zur Alarmierung bei Feuerwehr und zur Warnung
der Bevolkerung sind flir das neue Baugebiet ggf. zu erweitern, wenn die bisherige
Beschaffung daftir nicht ausreichend ist.
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e Bei der Anordnung von Gebauden ist zu beachten, dass bei einer vorhandenen
Freileitung die Abstdnde zu Bauten und eines bei der notwendigen Brandbe-
kampfung tatigen Feuerwehrmannes auch bei max. Ausschwingung der Leitung
noch den VDE-Vorschriften entsprechen miissen.

Vom Betreiber einer ggf. vorhandenen Freileitung ist eine Stellungnahme hierzu
anzufordern.

e Bauantrage, welche die einschlagigen Brandschutzanforderungen der BayBO
nicht erfiillen oder bei denen von den Brandschutzanforderungen abgewichen
werden soll und Gebaude oder Betriebe besonderer Art und Nutzung oder flir
besondere Personengruppen (Sonderbauten), sind im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahrens zu priifen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung der genannten Punkte.

Es handelt sich um bebautes Gebiet.

Die Loschwasserversorgung ist sichergestellt. Die einschlagigen Richtlinien des DVGW ein-
schlieBlich der Arbeitsblatter W 405, W 331, W 313 und W 311 werden beachtet.

Die nach dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW geforderte Loschwassermenge von 1.600 I/min
Uber einen Zeitraum von 2 Stunden ist durch die Wasserversorgungsanlage der Gemeinde
Laufach sichergestellt.

Die bestehenden Hydrantenabstande entsprechen den Richtlinien. Die eingebauten Unterflur-
hydranten besitzen die vorschriftsmaBige Nennweite von DN 80.

Die Entfernung der Grundstiicke bzw. Schutzobjekte zu den o6ffentlichen Verkehrsflachen be-
tragen jeweils weniger als 50 m und die erforderlichen Bewegungsflachen kénnen im o&ffentli-
chen Verkehrsraum zur Verfligung gestellt werden.

Zu beachten sind die Anforderungen an den 2. Rettungsweg flir Gebaude der Gebdudeklassen
1, 2 und 3 mittels tragbarer Steckleitern (Briistungshdhe der Anleiterstellen nicht hdher als 8
m, Zugange zu den Aufstellflachen fiir die Leitern), sowie die bauliche Sicherstellung des 2.
Rettungsweges bei Gebauden mit Rettungshdhen tber 8 m. Der Bebauungsplan enthalt einen
Hinweis zur Sicherstellung des 2. Rettungsweges.

Regionaler Planungsverband Bayer. Untermain — Region 1, 06.08.19
Gegen den vorliegenden, aus regionalplanerischer Sicht nicht wesentlich gednderten Entwurf
werden weiterhin keine Einwendungen erhoben (siehe auch Schreiben vom 17.04.2019 im
Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB).

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Gesundheitsamt, 12.08.19
Aus hygienischer Sicht bestehen keine Bedenken.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, 26.08.19

Es sind folgende Anmerkungen veranlasst:
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Im Rahmen der Beteiligung der Behdrden wurde dem Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg
0.g. Bebauungsplan in der Fassung vom 24.06.2019 vorgelegt. Bereits mit Schreiben vom
29.04.2019 haben wir uns zur Fassung vom 25.01.2019 geduBert.
Zur vorliegenden Fassung sind folgende Anmerkungen veranlasst:

1. Entlang des Miihlgrabens soll ein 2,00 m breiter Uferstreifen freigehalten werden. Wenn
gleich dieser Passus im Bebauungsplan ,Haferweg West" bereits so festgesetzt ist, soll im
vorliegenden Fall dieser Abstand aus heutiger Sicht soweit mdglich beidseitig auf mindes-
tens 4,00 m ausgeweitet werden. Wir sehen hier den Bedarf einer Uberpriifung.

In diesem Zusammenhang ist unabhangig davon folgendes festzustellen: Im vorgelegten
Bebauungsplanentwurf ,SpessartstraBe Mitte" reicht das ausgewiesene ,Allgemeine
Wohngebiet" bis an den Mihlbach heran. Es fehlt demnach eine entsprechende planliche
Darstellung z.B. in Form einer trennenden Griinflache (Gewasserrandstreifen — vgl. aus-
gewiesene Flache sidlich und entlang der Laufach), die die oben genannte Planungsab-
sicht (Freihaltung Uferstreifen) auch visuell und tatsachlich wiedergibt.

2. Aus der E-Mail vom Bilro ISB (Herrn Pani) vom 15.05.2019 geht hervor, dass offen- sicht-
lich nach August 2018 Veranderungen am Integralen Hochwasserschutz- und Riickhalte-
konzept der Gemeinde Laufach vorgenommen wurden. Eine Verortung des in der E-Mail
angesprochenen Bauvorhabens ist mangels naheren Angaben wie z.B. Flurstiick-Nr. oder
Lageplane hier nicht méglich.

Die abgednderte Version (,kleine Aktualisierung des HWRK") mit Planstand ,Dezember
2018" wurde uns bislang weder von der Gemeinde Laufach noch vom Biro ISB Ubermit-
telt. Hierum wird gebeten. Im Ergebnis liegt uns nach wie vor nur der Plan- stand vom
August 2018 vor und bleibt somit die Grundlage unserer Priifung im laufenden Be-
bauungsplanaufstellungsverfahren.

Wir hatten um Uberpriifung der Uberschwemmungsgebietsgrenzen gebeten. Dies ist nur
teilweise erfolgt. Insofern muss nochmals darauf aufmerksam gemacht werden, dass die
dargestellten Uberschwemmungsgebietsgrenzen stellenweise nach wie vor nicht mit den
berechneten Uberschwemmungsgebietsgrenzen (ibereinstimmen. Insofern bedarf es
nochmals der Uberpriifung der Uberschwemmungsgebietsgrenzen.

Eine Uberpriifung ist insbesondere bei den Grundstiicken Flur-Nr. 11288 (Haus steht voll-
stindig im Uberschwemmungsgebiet), 11275/3 (tatsachlich liegt hier die Baugrenze im
Uberschwemmungsgebiet), 11262/1 und 11262/0 angezeigt.

3. Dort wo bislang die Baugrenzen ins Uberschwemmungsgebiet hineingeplant waren, wur-
den diese bis auf die Uberschwemmungsgrenze HQioo (MindestmaB) zuriickge- nommen.
Dies wird begriBt.

Dies andert jedoch nichts an dem berechneten (tatsachlichen) Verlauf der Grenze des
Uberschwemmungsgebietes bei Ablauf eines hundertjihrlichen Hochwasserereignisses an
einzelnen Stellen irrefiihrend sein bzw. missverstanden werden.

Bei den Anwesen SpessartstraBe 80 und 58 (Beispiele) wird dies deutlich. Das Ge- baude
in zweiter Baureihe (Anwesen Nr. 80) befindet sich fast vollsténdig, bei Anwesen 58 voll-
sténdig im Uberschwemmungsgebiet. Nach der Plandarstellung im Bebauungsplan kénnte
jedoch der Eindruck entstehen, dass das Uberschwemmungsgebiet ,nur" an die Gebaude-
auBenwand heranreicht.
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Um Klarheit fur alle, insbesondere den betroffenen Birger (vgl. auch Hinweis im Be-
bauungsplan — hochwasserangepasstes Bauen) zu bekommen, schlagen wir vor, diese
Thematik mit dem Biiro ISB, das die Uberschwemmungsgebietsberechnung durchgefiihrt
hat, zu diskutieren und eine entsprechende eindeutige Darstellung zu finden.

Auch ist zu prifen, wie mit ,Bestandsgebaude™ und evtl. pot. Neubauten (Festlegung von
Baugrenzen) umgegangen wird.

Nordlich der Laufach wurde erneut kein Gewasserrandstreifen z.B. in Form eines
»Grinstreifen™ ausgewiesen. Dort ist ,Allgemeines Wohngebiet" ausgewiesen.

Ein Gewasserrandstreifen oder ,Schutz- bzw. Pufferstreifen® fiir das Gewasser

fehlt. Gewasserrandstreifen sind grundsatzlich beidseitig vom Flussschlauch

anzulegen. Insofern méchten wir nochmals auf Ziffer 5 unseres Schreibens vom
29.04.2019 ausdriicklich, mit der Bitte um Beriicksichtigung eines Gewasserrandstreifens,
hinweisen.

Siddlich, unmittelbar angrenzend am Gewasser ,Laufach", wurde ein Griinstreifen als
LOffentlich Griinflachen™ ausgewiesen. Dies wird begriiBt, wenn gleich die Breite der
Grinflache aus gewasserdkologischer Sicht zu schmal ist (zu geringer Abstand zwischen
Gewasser und neu angelegtem Weg (Flur-Nr. 11700/3)).

Im Ergebnis ist festzustellen, dass hier ein ausreichend breiter Gewasserrandstreifen
(i.d.R. mind. 5 m), auch zum Zweck der Erhaltung und Verbesserung der 6kologischen
Funktionen der Laufach sowie der Verminderung von Stoffeintréagen aus diffusen Quellen,
Uberwiegend nicht mehr vorhanden ist.

In diesem Zusammenhang ist ferner folgendes aufgefallen:

Der Verlauf der Laufach hat sich flussaufwarts, ab der StraBenbriicke Eichgarten-
straBe, zum Teil stark gedndert. Die Laufach flieBt nicht mehr Uberall dort, wo sie
gemaB ausgewiesenem Gewassergrundstlick (Gewasser Laufach, Flur-Nr.

11463/0) offensichtlich bisher verlaufen ist.

- Die Laufach verlauft heute abschnittsweise dort, wo im vorgelegten Bebauungs- plan
JSpessartstraBe Mitte" eine ,6ffentlich Grinflache® ausgewiesen ist. Die im Be-
bauungsplan gewahlte Plandarstellung widerspricht hier somit den derzeitigen Grund-
stiicksverhéltnissen sowie der derzeit vorhandenen Ortlichkeit.

- Im Bereich der Anwesen SpessartstraBe 70 und 72 wurde offensichtlich die ,Laufach®
verlegt. Hier deckt sich die Darstellung der Lage des Gewassers im Bebauungsplan
anndhernd der vorhandenen Ortlichkeit, ob die Verlegung des Gewéassers jedoch was-
serrechtlich behandelt ist, bedarf einer gesonderten rechtlichen Priifung durch das
Landratsamt Aschaffenburg.

Fazit:

Die aufgezeigten widerspriichlichen Plandarstellungen bezliglich der Lage des Gewadssers
JLaufach®, die u.E. auch bauplanungsrechtliche Auswirkungen haben kdnnen, sollten zu-
nachst aufgeklart und bereinigt werden

Das Landratsamt Aschaffenburg erhalt einen Abdruck dieses Schreibens.
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zu 1. — Mihlgraben

Stadtebauliche Beurteilung

Entlang des Mihlgrabens wird ein 4,00 m breiter Gewasserrandstreifen festgelegt, der freizu-
halten ist zur Gewasserunterhaltung sowie zur Erhaltung und Verbesserung des ékologischen
und chemischen Zustandes des Gewassers.

zu 2. und 3. — Uberschwemmungsgebietsgrenze

Stadtebauliche Beurteilung: )

In dem Bebauungsplan wurde die Uberschwemmungsgebietsgrenze nach der virtuellen Reali-
sierung des Bauvorhabens ,Miinz — ehemaliges Sagewerk™ (FI.Nr. 11262) zugrunde gelegt
(12-2018).

Fir den Hochwasser-Abflussnachweis (08-2018) wurde mit dem Gebdudebestand , Sagewerk™
gerechnet. Hieraus resultieren die Unterschiede zur Abbildung nach dem Hochwasserschutz-
und Riickhaltekonzept 08-2018 mit entsprechend leichter Verlagerung der Abfllisse und Was-
serstande.

Die Darstellung der aktualisierten Uberschwemmungsgrenze wurde dem WWA am 18.07.2019
per E-Mail Gbermittelt. Zur Beurteilung wurde jedoch der Stand 08-2018 herangezogen.

Stellungnahme des Ing.-Biiros SB: .
Nach Ricksprache mit dem WWA ist die ,,neue" Uberschwemmungsgebietsgrenze mit
Beriicksichtigung der ,Minz-Planung" zu verwenden (12-2018).

Die Darstellung der Uberschwemmungsgebietsgrenzen wird im Bereich der Gebiude Spessart-
straBe 58, 80 und 84 (FI.Nrn. 11288, 11242 und 11235/1) angepasst, um klarzustellen und
darauf hinzuweisen, dass diese Gebdude vollstandig bzw. teilweise im Uberschwemmungsge-
biet liegen. Bei Gebduden, die innerhalb der Uberflutungsfliche liegen oder diese auch nur
punktuell bertihren, ist in Abhangigkeit mit der Gebaudestruktur, den Gebaudedéffnungen und
Wasserspiegelh6hen mit einer Flutung des Gebdudes zu rechnen.

Stadtebauliche Beurteilung:
Bestandsgeb&ude im Uberschwemmungsgebiet
Bei Vorhaben und evtl. notwendigen baulichen Veranderungen an Bestandsgebauden oder
Ersatzbauten ist folgendes zu beriicksichtigen und im Einzelfall nachzuweisen:
¢ Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger,
e das Vorhaben darf den Wasserstand und den Hochwasserabfluss nicht
nachteilig verandern,
e das Vorhaben muss hochwasserangepasst ausgefiihrt werden.

zu 4. und 5. — Gewasserrandstreifen, Verlauf der Laufach

Stadtebauliche Beurteilung mit Erganzungen durch das Ing.-Blro SB:

Die Plandarstellung der Lage der Laufach wird Uberpriift. Angaben auf die exakte Lage kdnnen
vom WWA jedoch nicht zur Verfligung gestellt werden.

Die Breiten des Bachbettes und der beidseitigen Gewasserbéschungen variieren im Planungs-
bereich sehr, im Mittel betragt die Gesamtbreite zwischen ca. 3 bis 6 m. (Bachbett ca. 0,5 bis
1,5 m Breite).

Im Bebauungsplan wird nérdlich an das Gewasser angrenzend ein Bereich von 8,00 m Breite
ab Achslinie dargestellt. Hier wird ein Gewasserrandstreifen von 5,00 m Breite, gemessen ab
Bdschungsoberkante, zur Erhaltung und Verbesserung der 6kologischen Funktionen der
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

Laufach, der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffeintrégen aus
diffusen Quellen festgelegt.

Sidlich des Gewassers kdnnen im gegenstandlichen Bebauungsplanverfahren keine weiteren
freizuhaltenden Flachen festgesetzt werden, die tber den Geltungsbereich hinausgehen.

Regierung von Unterfranken, Hohere Landesplanungsbehérde, 22.07.19
Landesplanerische Stellungnahme

Die Regierung hat im Rahmen der Behdrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben
vom 08.04.2019 Stellung genommen und das Vorhaben grundsatzlich begriiBt. Gegen den
vorliegenden, aus raumordnerischer Sicht nicht wesentlich gednderten Bauleitplanentwurf
werden weiterhin keine Einwendungen erhoben.

Nach Abschluss des Verfahrens wird um die rechtskraftige Fassung des Bebauungsplanes mit
Begriindung auf digitalem Wege (Art. 30 BayLplG) an

poststelle@reg-ufr.bayern.de gebeten.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Ubermitteln der Unterlagen nach Erlangen
der Rechtskraft an die o0.g. E-Mail-Adresse.

Regierung von Oberfranken, Bergamt Nordbayern, 13.08.19

Der Hinweis auf einen mdglichen Altbergbau ist in den Bebauungsplan und die Begriindung
eingearbeitet. Weitere vom Bergamt zu vertretende Belange werden derzeit nicht berihrt.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Bayer. Landesamt flir Denkmalpflege, Ref. B Q

Es liegt keine Stellungnahme vor.

Zweckverband Wasserversorgung der Aschafftalgemeinden, Goldbach 19.08.19

Der ZWA betreibt auf den maBgebenden Flurstiicken keine Anlagen bzw. Wasserleitungen. Die
Belange des Zweckverbandes sind nicht betroffen; es bestehen keine Bedenken.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Abwasserverband der Aschafftalgemeinden, Sailauf 18.07.19

Belange des Abwasserverbandes der Aschafftalgemeinden werden nicht beeintrachtigt, so
dass keine Einwendungen bestehen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH, Sailauf 15.07.19
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Es bestehen prinzipiell keine Einwande.

Zu berlicksichtigen ist, dass beim Pflanzen von Baumen ein Abstand von mind. 2,50 m zu den
im Gehweg geplanten Gasversorgungsleitungen eingehalten werden muss. Sollte eine Unter-
schreitung des Abstandes erforderlich sein, sind geeignete SchutzmaBnahmen vorzunehmen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung
Im Bebauungsplan ist ein Hinweis zu Baumpflanzungen in der Nahe von Versorgungsleitungen
enthalten.

. Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld, 01.08.19

Es wird auf das Schreiben BAG-DFwNMa-Wi vom 17.04.2019 verwiesen, das somit Teil dieser
Stellungnahme ist:

Im Planungsbereich verlaufen 20-kV-Mittel- und 0,4-Niederspannungskabelleitungen der
Bayernwerk Netz GmbH mit einem Schutzzonenbereich von 1,0 m beiderseits der Leitungsach-
se (siehe beiliegende Plankopie zur Information, keine Gewahr fir die Richtigkeit des Lei-
tungsverlaufs).

Planauskunft fiir detaillierte Plane: planauskunft-marktheidenfeld@bayernwerk.de

Das Merkblatt zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen ist zu beachten, um Sachscha-
den und im Schadensfall eine Gefahrdung von Personen zu vermeiden.

Zwei Wochen vor Baubeginn wird um Kontaktaufnahme mit dem Techn. Kundendienstmana-
gement im Netzcenter Marktheidenfeld, Tel. 0941-28003311, gebeten. Bei Sach-, Personen-
und Vermdgensschaden, die auch Dritten bei Nichtbeachtung der notwendigen Sicherheitsbe-
dingungen entstehen, wird keine Haftung Ubernommen. Gegen die Aufstellung des Be-
bauungsplanes bestehen keine grundsatzlichen Einwande, wenn dadurch der Bestand, die Si-
cherheit und der Betrieb der Anlagen nicht beeintrachtigt werden.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung

. Deutsche Telekom Technik GmbH, 25.07.19

Es bestehen keine Einwande.

Im Geltungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien des Unternehmens, auf die bei
den Planungen grundsatzlich Riicksicht zu nehmen ist.

Die Versorgung des Planbereiches ist iber das bestehende Leitungsnetz sichergestellt. Zum
Zweck der Koordinierung wird um rechtzeitige Mitteilung gebeten, welche eigenen oder der
Gemeinde bekannten MaBnahmen Dritter im Geltungsbereich stattfinden werden.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung

. Staatliches Bauamt Aschaffenburg, Fachbereich StraBenbau, 18.07.19
ErschlieBung

Das Plangebiet ist Gber das vorhandene StraBennetz der Gemeinde (SpessartstraBe) an das
ortliche StraBennetz (BundesstraBe 26) angeschlossen.

Schallschutz
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Im Hinblick auf die vorhandenen Immissionen, die von der BundesstraBe 26 auf das kiinftige
Baugebiet einwirken, wurde eine Verkehrslarmschutzberechnung, die auf das Prognosejahr
2030 ausgelegt wurde, angefertigt.

Das Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung ist in den Festsetzungen des Bebauungspla-
nes zu berticksichtigen.

Weiterhin ist in den Festsetzungen des Bebauungsplanes nachfolgende Formulierung aufzu-
nehmen:

+Auf die von der BundesstraBe auf das Gewerbe-/Wohngebiet einwirkenden Immissionen (z.B.
Larm usw.) wird hingewiesen. Forderungen hinsichtlich erforderlicher SchutzmaBnahmen koén-
nen gegenlber dem StraBenbaulasttrager der StaatsstraBe nicht gelten gemacht werden."

Nach Erlangung der Rechtskraft des Bebauungsplanes bitten wir um Uberlassung einer ge-
nehmigten Fassung sowie dem dazugehdrigen Aufstellungsbeschluss.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Der Bebauungsplan enthalt auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB Festsetzungen zu
MaBnahmen zum Schutz bzw. zur Vermeidung oder Minderung von Immissionen durch den
Verkehr der BundesstraBe und der Bahn.

Die 0.g. Formulierung ist Bestandteil der Hinweise im vorliegenden Bebauungsplan.

. Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung, 06.08.19

1. Die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes lang gestrichelten Flurstlicksgrenzen wur-
den aus der Flurkarte des MaBstabs 1:2500 digitalisiert und kénnen somit groBere Unge-
nauigkeiten aufweisen (dm-Koordinaten). Eine exakte zentimetergenaue Darstellung die-
ser Grenzen wére erst nach Ermittlung, Vermessung und Abmarkung in der Ortlichkeit
maoglich. Daher kann es bei der Neuvermessung und Abmarkung dieser Grenzen zu Fla-
chendifferenzen gegentiber den bisherigen Angaben im Liegenschaftskataster kommen.

2. Gewasser, insbesondere Wasserlaufe kénnen sich im Laufe von Jahren natirlich oder
kinstlich verandert, z.B. nach Uberschwemmungen. Deshalb kann die Darstellung der
Gewasser in der digitalen Flurkarte von der Ortlichkeit abweichen.

3. Die nordliche Grenze des Geltungsbereiches zum Bebauungsplan ,SpessartstaBe Mitte"
wurde im B-Plan mit Grenzzeichen dargestellt. Dies entspricht nicht den Angaben des Lie-
genschaftskatasters. Tatsachlich ist die Grenze zum Muhlgraben Flst. 11305/10 nicht ab-
gemarkt und teilweise sogar noch nicht festgestellt, also cm-genau ermittelt und von den
Eigentlimern als rechtliche Grenze anerkannt.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Kenntnisnahme und Beachtung von méglichen Flachendifferenzen aufgrund der Digitalisierung
der gestrichelten Flurstiickgrenzen sowie der eventuellen Abweichung der Kartendarstellung
der Gewésser von der Ortlichkeit.

In der endgiiltigen Planfassung erfolgt die Darstellung nach den Angaben des Liegenschafts-
katasters ohne Grenzzeichen an der nérdlichen Geltungsbereichsgrenze.

Offentliche Auslegung

Es sind keine Stellungnahmen oder Anregungen der Offentlichkeit eingegangen.
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Diskussionsverlauf:

Biirgermeister Fleckenstein begriiBte die Fachplanerin, Frau Richter welche jede einzelne Anderung
wie auch samtliche Stellungnahmen der Trager offentlicher Belange ausfihrlich erlduterte. Es galt
insbesondere die wasserwirtschaftlichen Belange gebiihrend zu beachten und aus dkologischen
Griinden ausreichende Gewasserrandsteifen fest zu legen. Auch der Hochwasserschutz mit seinen
Uberschwemmungslinien waren ein zu arbeiten. Der Gewasserrandstreifen wurde nun beidseitig im
Bereich ,,Mihlgraben™ mit 4 m; im Bereich der ,Laufach™ mit 8 m festgelegt. Im B-Plan ,Eichgar-
tenstraBe"™ waren gar 12,50 m ausgewiesen, obwohl damals schon diese Abstandgrenzen in gro-
Ben Bereichen bereits liberbaut waren. Der Bestand wird durch die neue Planung nicht tangiert,
bei neu geplanten Gebduden sind diese Abstdande dann zwingend einzuhalten. Nachdem die Anwe-
sen Spessartstr. 58, 80 und 84 innerhalb der Uberschwemmungsgebietsgrenzen liegen, sollten die
Eigentliimer explizit auf deren Problematik hingewiesen werden, so die Auffassung der Mitglieder.
Die erneute Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange kann auf die Bedenkentrager reduziert
werden; die Anderungen werden in der Legende farblich gekennzeichnet. Der Biirgermeister dank-
te schlieBlich der Planerin fir die informativen und aufschlussreichen Beitrage.

Beschluss:

Die im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung vom 15.07.2019 — 19.08.2019 eingegangenen Stel-
lungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange n. § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Ergebnisse der Beteili-
gung der Offentlichkeit n. § 3 Abs. 2 BauGB werden zur Kenntnis genommen und abgewogen.
Unter Berticksichtigung aller Stellungnahmen und auf Grundlage der fachlichen Beurteilung des
beauftragten Architekturbiiros ,Bauatelier Schiffner & Richter" sind die verfahrensrelevanten An-
derungen in den Bebauungsplanentwurf mit seiner Begriindung eingearbeitet worden.

Aufgrund der wasserrechtlichen Belange in Verbindung mit den Anregungen bzw. Stellungnahmen
des Wasserrechts war der Bebauungsplan zu lberarbeiten und ist demzufolge aufgrund § 4a Abs.
3 Satz 1 BauGB erneut auszulegen. Die Dauer der Auslegung kann aufgrund § 4a Abs. 3 Satz 3
BauGB angemessen verkiirzt werden; im vorliegenden Verfahren 14 Tage. Fur die erneute 6ffentli-
che Auslegung kann nach dem Baugesetzbuch bestimmt werden, dass Anregungen nur zu den
geanderten oder erganzten Teilen vorgebracht werden kénnen (§ 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB). Die
Anderungen und/oder Erganzungen sind dabei deutlich hervorzuheben.

Der Entwurf des Bauateliers ,,Schaffner & Richter" i. d. F. vom 12.09.2019 wird gebilligt.

Beteiligt werden als Trager 6ffentlicher Belange folgende Sachgebiete im Landratsamt Aschaffen-
burg:

- Untere Bauaufsichtsbehérde

- Wasser- und Bodenschutz

- Untere Naturschutzbehérde

gleichzeitig sind

- das Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg,
- die Regierung von Unterfranken

- der Regionale Planungsverband

erneut zu beteiligen.
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Die Auslegung ist offentlich rechtzeitig bekanntzugeben und soll vom 07.10.2019 bis einschl.
21.10.2019 durchgefiihrt werden.

Abstimmung: 21:0

Die Richtigkeit der Abschrift wird bestatigt:

Laufach, 23.09.2019

Friedrich Fleckenstein, ( Siegel )
1. Burgermeister
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Auszug aus dem Sitzungsbuch der Gemeinde Laufach iiber die éffentliche
Gemeinderatsitzung vom 21.10.2019

3/0788 Bebauungsplan ,SpessartstraBe Mitte": Abwdgung und Behandlung
der Stellungnahmen der Offentlichkeit und Trager o6ffentlicher Be-
lange nach erneuter Offenlegung nach § 4a Abs. 3 BauGB mit Billi-
gung des Entwurfs und Satzungsbeschluss

Sachverhalt:

Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung ohne Durchfiihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB

Erneute Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4a
Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 30.09.2019 bis einschlieBlich 14.10.2019

A.Folgende Behorden und sonstige Triger 6ffentlicher Belange wurden beteiligt:

1.Landratsamt — Bauaufsicht/Kreisbaumeisterin
2.Landratsamt — Untere Naturschutzbehérde
3.Landratsamt — Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz
4.Landratsamt — Regionaler Planungsverband
5.Wasserwirtschaftsamt

6.Regierung von Ufr., - Hohere Landesplanungsbehérde

1. Landratsamt, Bauaufsicht/ Kreisbaumeisterin, E-Mail, Eingang 21.10.19
Fachtechnische Stellungnahme
Aus stadtebaulicher Sicht werden keine weiteren Anmerkungen oder Hinweise vorgetragen.
Einvernehmen!

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

2. Landratsamt, Untere Naturschutzbehéorde,
04.10.2019
Fachtechnische Stellungnahme
Mit dem Bebauungsplan besteht Einverstandnis.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

3. Landratsamt, Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz
Telefonat am 16.10.2019:
Es sind keine weiteren Anmerkungen veranlasst, somit besteht Einverstandnis mit der Pla-

nung.
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4. Landratsamt, Regionaler Planungsverband,

08.10.19
Auch zu den geénderten bzw. erganzten Teilen werden aus regionalplanerischer Sicht keine

Einwendungen erhoben.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.
5. Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, 17.10.19

Zu den Anderungen ist folgendes anzumerken:

1. Miihigraben
Die Aufnahme eines 4 m breiten Gewasserrandstreifen und der Zuriicknahme der bisher aus-

gewiesenen Flachen fiir Nebenanlagen, Garagen und Carports wird begriiBt

Die Baugrenze reicht stellenweise bis an die ausgewiesenen Gewasserrandstreifen her- an. In
der Planlegende wird beschrieben, dass u.a. ,Zur Gewéhrileistung des Wasserab- flusses sowie
der Gewdsserunterhaltung" der Gewasserrandstreifen freizuhalten ist.

Zum Thema Wasserabfluss wird auf folgendes hingewiesen:

a) Wenn Baugrenzen festgesetzt werden, stellt sich aus wasserwirtschaftlicher Sicht die Fra-
ge nach dem Uberschwemmungsgebiet bzw. dem Bereich mit ,Wasserabfluss", da Uber-
schwemmungsgebiete aus wasserwirtschaftlicher Sicht grundsétzlich kein Bauland darstel-
len.

Nicht zuletzt, da auf dem Grundstiick mit der Flur-Nr. 186/0 eine Flache fiir Wohngebaude
(Neubau; sehr nahe am Mihlgraben) vorgeschlagen ist, wird nochmals auf das WWA-
Schreiben vom 29.04.2019 hingewiesen:

~GemaB der Uberschwemmungsgebietsberechnung kommt es beim Ablauf eines hundert-
Jéhrlichen Hochwasserereignisses im Miihlgraben im Bereich des Geltungs- bereiches des
Bebauungsplanes zu keinen Uberflutungen. Dies setzt jedoch voraus

und hiervon gehen wir aus, dass dauerhaft gewéhrleistet wird, dass, wie in den Pld- nen
vom Bdro ISB dargestellt, das Hochwasser lber die Grundstiicke im Bereich der Flur.Nrn.
2600/14 und 2600/17 linksseitig ausufern und ungehindert in Richtung der Laufach ab-
flieBen kann (dann kein erhdhter Wasserabfluss im Mihigraben bei Hochwasser

(HQ100))."

Das Amt geht davon aus, dass die Ausuferung lber die Grundstiicke mit den Flur-Nrn.
2600/14 und 2600/17 mit entsprechenden MaBnahmen (z. B. zur Sicherung der Grund-
dienstbarkeit) durch die Gemeinde auf Dauer sichergestellt werden kann, so dass es bei
einem HQ100 innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nicht zu einem er-
hohten Wasserabfluss, sprich zu einer Ausuferung aus dem Miihl- graben kommit.

b) Die planliche Darstellung des Gewasserrandstreifens (gestrichelte Linie) wird fiir nicht
optimal gehalten. Hier sollte, in Analogie zur gewahlten Plandarstellung am Laufachbach,
die griine Schraffur/Gittermuster verwendet werden.

2. Laufachbach

Bezliglich der Freihaltung des Gewasserrandstreifens fiir die Gewasserunterhaltung etc. wird
nochmals auf Ziffer 5 (letzter Absatz) unseres Schreibens vom 29.04.2019 hingewiesen. Eine
entsprechende Zuriicknahme d. h. VergroBerung des Durchgangs zwischen Laufachbach und
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Geb&udeecke oder auch eine entsprechende Drehung der aus- gewiesenen Flache fiir Neben-
anlagen, Garagen und Carports wird nach wie vor fiir angezeigt gehalten und sollte, aufgrund
der offensichtlichen aktuell laufenden Neutiiberplanung des Grundstiickes Flur-Nr. 11262 zum
Wohl der Aligemeinheit (§ 39 WHG; Gewasserunterhaltung — offentlich-rechtliche Verpflich-
tung (Unterhaltungslast)) maglich sein.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung.

Zu 1 - Miihilgraben:

Bei dem Mihlgraben handelt es sich um ein Gewasser von wasserwirtschaftlich untergeordne-
ter Bedeutung. Der Miihigraben befindet sich in privatem Eigentum und dient der Energiege-
winnung bei Betrieb der Miihle. Je nach Wasserstand, FlieBgeschwindigkeit und eigenem Ver-
sorgungsbedarf wird die Ableitung der Wassermenge am Gstlich des Plangebietes liegenden
Abzweig vom Laufachbach gesteuert.

Derzeit ist durch den rechtskréftigen Bebauungsplan ,SpessartstraBe-Ost™ gewahrleistet, dass
das Hochwasser iber die Grundstiicke FI.Nrn. 2600/14 und 2600/17 linkseitig ausufern und
ungehindert in Richtung Laufachbach abflieBen kann. Festgesetzt sind eine Griinfliche und ein
Spielplatz. Uber das angrenzende Flurstiick 2600/7, das sich im Eigentum der Gemeinde be-
findet, ist in diesem Bereich ein ungehinderter Zugang zum Miihlgraben gesichert. Zur dauer-
haften Gewahrleistung des Wasserabflusses wird eine dingliche Sicherung vorgeschlagen.

Die Darstellung des Gewasserrandstreifens kann analog der Signatur am Laufachbach erfol-

gen.

2Zu 2 — Laufachbach:

Die benannte Flache umgrenzt ein bestehendes Nebengebiude. Bei den hydraulischen Be-
rechnungen zu dem Hochwasserabfluss infolge eines hundertjéhrlichen Hochwasserereignisses
(,Hochwasserschutz- und Riickhaltekonzept im Einzugsbereich des Laufachbaches" der Inge-
nieurgesellschaft SB mbH) wurde der bestehende Schuppen als vorhandenes Bauwerk ange-
setzt. Da bei einem Hochwasserabfluss dieses Nebengebaude angestromt und geflutet wird,
werden bzgl. der Nutzung des Gebaudes entsprechende MaBnahmen zum Schutz angeraten
(Hinweise, Fluchtplan, etc.). Im Rahmen der Anlagengenehmigung nach § 36 WHG i.V.m. Art.
20 BayWG konnen entsprechende Auflagen abschlieBend geregelt werden.

6. Regierung von Unterfranken, Héhere Planungsbehorde, 07.10.2019
Landesplanerische Stellungnahme

Auch zu den gednderten bzw. ergénzten Teilen werden keine Einwendungen erhoben.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

B. Erneute 6ffentliche Auslegung )
Es liegen keine AuBerungen oder Anregungen seitens der Offentlichkeit vor.

Diskussionsverlauf:

Zu diesem Tagesordnungspunkt begriiBte Biirgermeister Fleckenstein Frau Christine Richter vom
Bauatelier Richter + Schéffner. Frau Richter erlauterte jede einzelne Behandlung und Abwéagung
der eingegangen Stellungnahmen der Trager offentlicher Belange. Seitens der Offentlichkeit erfolg-
ten keine AuBerungen oder Anregungen.
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Beschluss:

Auf Grundlage des Beschlusses des Gemeinderates der Gemeinde Laufach vom 16.09.2019, mit
dem die im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung vom 15.07.2019 - 19.08.2019 eingegangenen
Stellungnahmen der Trager &ffentlicher Belange n. § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Ergebnisse der
Beteiligung der Offentlichkeit n. § 3 Abs. 2 BauGB zur Kenntnis genommen und abgewogen wur-
den, wird hierzu erganzend folgender Beschluss gefasst:

Die im Rahmen der erneuten offentlichen Auslegung nach § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB vom
30.09.2019 - 14.10.2019 eingegangenen Stellungnahmen der dabei beteiligten Tréger &ffentlicher

Belange

Landratsamt — Bauaufsicht/Kreisbaumeisterin
Landratsamt — Untere Naturschutzbehorde
Landratsamt — Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz
Landratsamt — Regionaler Planungsverband
Wasserwirtschaftsamt

Regierung von Ufr., - Hohere Landesplanungsbehdrde

PVER R B B

sowie die Ergebnisse der Beteiligung der Offentlichkeit werden zur Kenntnis genommen und wur-
den abgewogen. Unter Berlicksichtigung aller Stellungnahmen und auf Grundlage der fachlichen
Beurteilung des beauftragten Architekturbiiros ,Bauatelier Schaffner & Richter" vom 21.10.2019
sind die verfahrensrelevanten Anderungen in den Bebauungsplanentwurf mit seiner Begriindung
eingearbeitet worden. Der Planentwurf des Bauateliers , Schéaffner & Richter" i. d. F. vom
21.10.2019 wird gebilligt.

Der Bebauungs- Griinordnungsplan ,SpessartstraBe Mitte" in der Fassung vom 21.10.2019, beste-
hend aus Planzeichnung, Text und Begriindung, wird gemaB § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung be-

schlossen. Der Bebauungsplan ist ortsiiblich bekannt zu machen und wird mit der Veréffentlichung
des Satzungsbeschlusses rechtskraftig. Es wird bestatigt, dass im Aufstellungsverfahren Art. 49 GO

beachtet wurde.

Abstimmung: 18:0

Die Richtigkeit der Abschrift wird bestatigt:

Laufach, 25.10.2019

/
~ | 5 /&*""’75\

FraMerget , s‘@g“ef

3. Burgermeister & 1
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	VII. 2. öffentliche Auslegung und erneute Behördenbeteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 30.09.2019 bis einschließlich 14.10.2019.
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	3. Auszug aus der Niederschrift der Gemeinderatsitzung am 16.09.2019
	4. Auszug aus der Niederschrift der Gemeinderatsitzung am 21.10.2019
	BEGRÜNDUNG
	1. ANLASS UND ZIELE DER PLANUNG
	In der Gemeinde Laufach ist beidseits der Spessartstraße im mittleren Abschnitt östlich der Einmündung der Eichgartenstraße die Aufstellung eines Bebauungsplanes vorgesehen, um somit auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung die bauplanungsrechtlich...
	Die Kriterien zur Beurteilung der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben im unbeplanten Innenbereich innerhalb des Bezugrahmens der näheren Umgebung
	• Art und
	• Maß der baulichen Nutzung
	• Bauweise und
	• Grundstücksfläche, die überbaut werden soll,
	genügen häufig nicht, die Zielvorstellungen der Gemeinde entsprechend durchzusetzen.
	Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll eine geordnete städtebauliche Entwicklung durch die planungsrechtlichen Vorgaben für Neubauten und für Maßnahmen im Gebäudebestand, für Erweiterungen oder Nachverdichtungen erreicht werden.
	Die Gemeinde ist bestrebt, Flächen im Innenbereich einer baulichen Nutzung zuzuführen und so einen Beitrag zur baulichen Innenentwicklung zu leisten.
	Auf dem Grundstück Fl.Nr. 11262 bietet sich nach Aufgabe des Sägewerks die Möglichkeit der Wiedernutzbarmachung einer Fläche innerhalb des bebauten Siedlungsbereiches. Die Eigentümer des Areals planen eine Seniorenwohnanlage, die entsprechend der Woh...
	Eine Aufgabe der Bauleitplanung ist es grundsätzlich, Konflikte zwischen unterschiedlichen Nutzungen zu mindern und ein verträgliches Nebeneinander zu steuern. Es gilt Regelungen für eine verträgliche Verdichtung der Bebauung und Nutzung der Grundstü...
	Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes soll auch der Hochwasserabfluss für das Gewässer „Laufachbach“ berücksichtigt werden. Grundlage ist das „Hochwasserschutz- und Rückhaltekonzept im Einzugsgebiet des Laufachbaches“, ausgearbeitet von der Ing...
	Der Gemeinderat hat am 15.05.2017 den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Spessartstraße Mitte“ gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) gefasst.
	2. VERFAHRENSABLAUF
	2.1 Bebauungsplan der Innenentwicklung
	Beschleunigtes Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)
	Das Plangebiet umfasst Flächen im unbeplanten Innenbereich und bietet aufgrund der Lage inmitten gewachsener Siedlungsstrukturen der Gemeinde städtebauliches und nutzungsstrukturelles Potenzial für künftige Maßnahmen im Gebäudebestand sowie für das b...
	Nach den Maßgaben der Schonung von Außenbereichsflächen ist so die innerörtliche Schaffung von Wohnraum möglich unter Nutzung der vorhandenen sozialen sowie auch technischen Infrastruktur.
	Das Bauleitverfahren kann nach bisheriger rechtlicher Einschätzung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt werden, da die Zielsetzungen dem Anwendungsbereich für „Bebauungspläne der Innenentwicklung“ entsprechen.
	Das Baugesetzbuch führt hierzu aus:
	„Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen,
	die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung
	kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Der Bebauungs-
	plan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in
	ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Bau-
	nutzungsverordnung oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt
	wird von insgesamt weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die
	Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sach-
	lichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden,
	mitzurechnen sind.
	Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den
	Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die
	in einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
	nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach
	Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch aus-
	geschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in
	§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter bestehen.“
	Ermittlung der zulässigen Grundfläche nach § 19 Abs. 2 BauNVO
	Allgemeines Wohngebiet – WA 20.156 m²
	Grundflächenzahl 0,4
	Zulässige Grundfläche gesamt   8.062 m²
	Der vorliegende Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen.
	• die zulässige Grundfläche beträgt  8.062 m², sodass die Obergrenze von
	20.000 m² unterschritten wird,
	• es werden keine Vorhaben festgesetzt, die einer Pflicht zur Durchführung einer
	Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen,
	• es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7
	Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter (Natura 2000-Gebiete).
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte Grundfläche unter 20.000 m² liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelt...
	Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.
	2.2 Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden
	In der Zeit vom 15.07.2019 bis einschließlich 19.08.2019 fanden die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB statt.
	In der Sitzung des Gemeinderates am 16.09.2019 wurden die im Rahmen der Beteiligung vorgetragenen Bedenken und Anregungen beschlussmäßig behandelt.
	Aus dem Ergebnis der Abwägung und der Berücksichtigung der Belange der Wasserwirtschaft wurde der Entwurf des Bebauungsplanes überarbeitet und ergänzt. Erforderlich ist eine erneute Auslegung und Behördenbeteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB.
	Folgende Änderungen und Ergänzungen beinhaltet der vorliegende Bebauungsplanentwurf:
	Festsetzungen zu
	Wasserflächen, Flächen für die Wasserwirtschaft und Regelung des Wasserabflusses, Hochwasserschutz (§ 9 Abs.1 Nr. 16 a, b und c)
	• Korrektur der Plandarstellung der Lage des Gewässers „Laufach“
	• Ausweisung eines Gewässerrandstreifens von 5,00 m Breite nördlich der Laufach,
	bemessen ab Böschungsoberkante
	• Überschwemmungsgebietsgrenze HQ 100
	Die Darstellung der Überschwemmungsgebietsgrenze (12-2018) wird im Bereich
	der Anwesen Spessartstraße Nr. 58, 80 und 84 angepasst, um die Betroffenheit
	bei einem HQ 100 aufzuzeigen
	• Bestandsüberplanung, Zulassung von Vorhaben im Überschwemmungsgebiet
	Bei Vorhaben und evtl. notwendigen baulichen Veränderungen an Bestandsge-
	bäuden oder Ersatzbauten ist folgendes zu berücksichtigen und im Einzelfall
	nachzuweisen:
	- Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger
	- das Vorhaben darf den Wasserstand und den Hochwasserabfluss nicht
	nachteilig verändern
	- das Vorhaben muss hochwasserangepasst ausgeführt werden
	• Mühlgraben
	Festlegung eines 4,00 m breiten Gewässerrandstreifens
	Hinweise
	•     Hinweis auf  Hochwassergefahr und Hochwasserrisiko
	Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)
	•  Festsetzungen aus den angrenzenden Bebauungsplänen „Eichgartenstraße“
	und „Haferweg West“ zu den freizuhaltenden Gelände– bzw. Uferstreifen ent-
	lang der Gewässer „Laufach“ und „Mühlgraben“ werden nicht mehr nachrichtlich
	übernommen. Einzuhalten und maßgebend sind die Festsetzungen aus dem vor-
	liegenden Bebauungs- und Grünordnungsplan „Spessartstraße Mitte“.
	3. GELTUNGSBEREICH
	3.1 Lage und räumlicher Geltungsbereich
	Das Plangebiet liegt an der östlichen Ortslage nördlich der Bundesstraße B 26 und beidseits der Spessartstraße. Im Süden wird die Fläche von dem Gewässer „Laufachbach“ begrenzt.
	Die genaue Abgrenzung geht aus dem Planblatt und der Abbildung 1 hervor.
	Die Gebietsgröße beträgt rd. 2,44 ha.
	Abb. 1                                                                           Geltungsbereich (ohne Maßstab)
	3.2 Verkehrserschließung
	Die Erschließung des Plangebietes liegt mit der „Spessartstraße“ und den angrenzenden Ortsstraßen fest.
	Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr ist über die im Planungsgebiet liegenden Haltestellen gegeben.
	3.3 Technische Erschließung
	Da es sich um ein Bestandsgebiet handelt, ist die Versorgung des Gebietes über entsprechende Leitungstrassen in den Erschließungsstraßen gesichert.
	Die Anlagen für die Trink- und Löschwasserversorgung, Energie- und Wärmeversorgung, Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung (Mischwasserkanalisation) sind
	vorhanden.
	3.4 Vorhandene Immissionsbelastungen
	Auf den Planungsraum wirken die Geräuschimmissionen von der Bundesstraße B 26 und der Bahnlinie Aschaffenburg - Würzburg ein, die in einer Entfernung von 130 m bzw. 185 m südlich verlaufen, gemessen vom südlichsten Punkt an der Baugrenze.
	4. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN
	4.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan (RP 1)
	Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 01.09.2013, geändert am 01.03.2018, und dem Regionalplan Bayerischer Untermain (RP 1) liegt die Gemeinde Laufach im Verdichtungsraum.
	Aufgrund der Lage im Verdichtungsraum ist die Wahrnehmung der Wohnfunktion zu gewährleisten (Grundsatz 2.2.7 LEP).
	Die Änderungsplanung entspricht den Zielen und Grundsätzen 3.1 und 3.2 des Landesentwicklungsprogrammes Bayern (LEP) sowie B II 1.2 und 2.2 des Regionalplanes der Region Bayerischer Untermain (1). Die Siedlungsentwicklung soll nachhaltig und flächens...
	4.2 Flächennutzungsplan
	In dem wirksamen Flächennutzungsplan ist die nördlich der Spessartstraße liegende Fläche weitgehend als allgemeines Wohngebiet (WA), zu einem kleinen Teil als Dorfgebiet (MD), dargestellt.
	Südlich der Spessartstraße zeigt der Flächennutzungsplan die Darstellung Mischgebiet (MI) und Grünfläche entlang des Gewässers „Laufachbach“. Weiterhin ist das Überschwemmungsgebiet des Baches dargestellt.
	Abb. 2               Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (ohne Maßstab)
	mit Geltungsbereich des Bebauungsplanes
	Da Bebauungspläne gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind, steht die Darstellung des Flächennutzungsplanes den geplanten Festsetzungen im Bebauungsplan somit zunächst in Teilbereichen entgegen.
	Der Bebauungsplan wird nach § 13a BauGB aufgestellt. Im beschleunigten Verfahren kann gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungspl...
	Entsprechend der geplanten baulichen Nutzung wird das gesamte Plangebiet als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO dargestellt.
	Abb. 3.                        Berichtigte Fassung des Flächennutzungsplanes (ohne Maßstab)
	4.3 Verbindliche Bauleitplanung
	Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes schließt sich an die Geltungsbereiche der Bebauungspläne „Haferweg“ im Norden, „Spessartstraße Ost“ im Osten und „Eichgartenstraße“ im Süden an.
	5. UMWELTBELANGE
	Der Bebauungsplan „Spessartstraße Mitte“, wird unter Anwendung des § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt.
	Somit wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen.
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher nicht angewendet, da die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelten.
	Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.
	Dennoch sind die Belange der Umwelt nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bis d und j BauGB zu berücksichtigen und in die Abwägung einzustellen.
	Schutzgüter Boden und Wasser
	Entlang des südlichen Randes des Plangebietes fließt aus östlicher Richtung der Laufachbach. Zur Beurteilung des Hochwasserabflusses infolge eines hundertjährlichen Hochwasserereignisses ohne Klimafaktor (HQ 100 oKF) hat die Ingenieurgesellschaft SB ...
	Unmittelbar nördlich der Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes - außerhalb des Plangebietes – fließt der wasserführende Mühlgraben. Zur Gewährleistung des Wasserabflusses sowie der Gewässerunterhaltung ist ein 4,00 m breiter Uferstreifen f...
	Das Plangebiet ist bereits bebaut und durch Verkehrsflächen, Stellplätze und Zufahrten versiegelt. Im Vergleich mit der Bestandssituation können auf der Grundlage des Bebauungsplanes zusätzliche Flächen überbaut werden.
	Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Bodenfunktion durch die Versiegelung von Flächen werden gemindert durch die Berücksichtigung der Ziele:
	• vorrangige Versickerung des Niederschlagswassers auf den Grundstücken oder
	Maßnahmen zur Rückhaltung und Wiederverwendung des Dachwassers (z.B.
	Zisternen),
	• Herstellung der Wege, Zufahrten, Stellplätze und sonstigen befestigten Flächen
	unter Verwendung wasserdurchlässiger Belagsmaterialien zur Minimierung der
	Flächenversiegelung.
	Schutzgüter Klima und Luft
	Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung ist damit zu rechnen, dass die Realisierung von weiteren Gebäuden und versiegelten Flächen keine wesentlichen klimatischen Auswirkungen hat.
	Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
	Durch die Umsetzung weiterer Bebauung sind aufgrund der habituellen und strukturellen Ausprägung des Plangebietes und der bestehenden Bebauung und Nutzung keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.
	Verbotstatbestände aus dem Artenschutzrecht sind durch die festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen auszuschließen.
	Schutzgut Landschaft
	Das Ortsbild könnte durch neue Baustrukturen verändert werden,  die nicht ortstypische Dimensionen und Proportionen aufweisen und sich deshalb nicht in die bauliche Umgebung integrieren.
	Im Bebauungsplan werden Festsetzungen zur Begrenzung der Höhen der Gebäude getroffen, so dass sich die baulichen Anlagen einfügen und keine Beeinträchtigungen zu erwarten sind.
	Natura 2000-Gebiete
	Im Plangebiet selbst und im Umfeld sind keine Natura 2000 – Gebiete (FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete) vorhanden.
	Schutzgut Mensch
	Für die Beurteilung des Schutzgutes Mensch steht die Wahrung der Gesundheit und des Wohlbefindens im Vordergrund, soweit diese von Umweltbedingungen beeinflusst werden. Bewertungskriterien sind die Wohn- und die Erholungsfunktion.
	Das Gebiet ist durch Lärmbelastungen der südlich verlaufenden Trassen der Bundesstraße 26 sowie der Bahnlinie Aschaffenburg – Würzburg stark vorbelastet. Die schalltechnischen Orientierungswerte nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt von 55 dB tags und 45 d...
	Um negative Auswirkungen zu vermeiden, sind daher entsprechende passive Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt.
	Durch weitere Wohnbebauung sowie die Möglichkeiten der intensiven Nutzung der Grundstücke im gesamten Plangebiet im Sinne einer Nachverdichtung ergeben sich keine negativen Auswirkungen.
	Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
	Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter ist von dem Planungsvorhaben nicht betroffen.
	Sonstige abzusehende Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt, z.B. durch schwere Unfälle oder Katastrophen
	Im Rahmen der Bauausführungen könnten im Havariefall solche Auswirkungen durch den Eintrag umweltgefährdender Stoffe in den Boden und das Grundwasser entstehen. Jedoch entspricht das Gefährdungspotenzial dem üblicher Bauvorhaben. Durch das geplante W...
	Im Ergebnis wird festgestellt, dass bei Durchführung der Planung nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist.
	6. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT
	6.1 Art der baulichen Nutzung
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 7 BauGB)
	Allgemeines Wohngebiet – WA –
	(§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO und § 4 BauNVO)
	Entsprechend der bestehenden und geplanten Nutzungen wird das Plangebiet als allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt.
	Zulässig sind die nach § 4 Abs. 2 BauNVO allgemeinen zulässigen Nutzungen
	• Wohngebäude,
	• die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirt-
	schaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,
	• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale,  gesundheitliche und sportliche Zwecke.
	Ausnahmsweise können nach § 4 Abs. 3 Nr.1 und 2 BauNVO zugelassen werden:
	• Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
	• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe.
	Die Ausnahmeregelung sichert die Beteiligung der Gemeinde bei der Entscheidung über das jeweilige Vorhaben im Baugenehmigungsverfahren.
	Nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden folgende nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 bis 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen:
	• Anlagen für Verwaltungen,
	• Gartenbaubetriebe,
	• Tankstellen.
	Diese Nutzungen sind mit der Bebauungs- und Nutzungsstruktur des Wohnbaugebietes nicht vereinbar. Eine Funktionsausweitung ist an dieser Stelle des Ortsgebietes städtebaulich nicht sinnvoll und entspricht nicht dem Charakter des Wohnens.
	Aufgrund des mit diesen Nutzungen verbundenen Verkehrsaufkommens sowie ihres höheren Flächenverbrauchs, auch hinsichtlich der Stellplätze, sind die genannten Nutzungen nicht mit den vorhandenen Wohnnutzungen verträglich.
	Mit der Festsetzung des gesamten Plangebietes als allgemeines Wohngebiet soll die vorwiegende Wohnnutzung im Gesamtgebiet gewahrt bleiben. Zielsetzung ist es, ein überwiegend dem Wohnen dienendes Baugebiet beizubehalten und zu entwickeln. Auf eine we...
	Die bestehenden Betriebe widersprechen nicht dem Gebietstyp WA und erfordern somit nicht die Festsetzung eines Misch- oder Dorfgebietes.
	Flächen für förderungsfähigen Wohnraum – WA-Soz.W –
	Das Grundstück Fl.Nr. 11262, Spessartstraße Hs.Nr. 68a, wird als allgemeines Wohngebiet (WA) mit der Bestimmung „Fläche für die soziale Wohnraumförderung“ festgesetzt.
	Die Eigentümer planen die Errichtung einer Seniorenwohnanlage mit 18 Wohneinheiten. Die Wohnanlage soll von der Regierung von Unterfranken – bei Vorliegen der technischen und verwaltungsmäßigen Vorgaben – entsprechend der Wohnraumförderungsbestimmung...
	Berechtigte Mieter sind nach ihrem Einkommen berechtigte Haushalte, bei dem geplanten Fördervorhaben soll der Förderschwerpunkt und Vergabevorbehalt auf Seniorenwohnen liegen.
	Bei Beantragung kann eine 40-jährige Belegungs- und Mietpreisbindung verbeschieden werden. Ein Bewilligungsbescheid ist mit Auflagen verbunden wie beispielsweise:
	• Die Aufteilung der Wohnungen nach WEG ist nicht zulässig.
	• Vertragsstrafen und evtl. auch Bußgelder bei Verstößen gegen die Auflagen des
	Bescheides.
	6.2 Maß der baulichen Nutzung
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 20 BauNVO)
	Grundflächenzahl und Geschossflächenzahl
	In den allgemeinen Wohngebieten wird das Maß der baulichen Nutzung mit der Grundflächenzahl von 0,4 und der Geschossflächenzahl von 1,2 bestimmt, diese Werte entsprechen den zulässigen Obergrenzen nach § 17 Abs. 1 BauNVO.
	Zahl der Vollgeschosse, Höhe der baulichen Anlagen, Dachform, Dachneigung
	Die maximale Zahl der Geschosse orientiert sich an den Bestandsgebäuden im Plangebiet.
	Die Höhenbegrenzung der Bebauung erfolgt über die Zahl der Vollgeschosse in Verbindung mit der Festlegung der maximalen Wandhöhen. Zulässig sind zwei Vollgeschosse und ein als Vollgeschoss anzurechnendes Dachgeschoss.
	Die Wandhöhe für die nördlich der Spessartstraße liegende Bauzeile wird mit 7,75 m über Gelände auf der Bergseite und 8,50 m über Straße auf der Talseite festgelegt. Für die Bebauung südlich der Spessartstraße wird die Wandhöhe mit 7,75 m über Straße...
	Zulässige Dachform ist das Satteldach mit einer Dachneigung zwischen 30  und 53 .
	Geländeveränderungen, Stützmauern und Mauern
	Zur Einhaltung der festgesetzten Wandhöhen sowie zur Herstellung von Terrassen und zur Terrassierung des Geländes sind Veränderungen der Geländeoberfläche wie Auffüllungen und Abgrabungen bis zu einer Höhe von 1,30 m zulässig.
	Darüber hinausgehende Geländeveränderungen sind mit dem Bauantrag besonders zu begründen.
	Durch diese zulässigen Geländeanpassungen sind Veränderungen der vorhandenen Geländesituation im Hinblick auf eine optimierte Gebäudeplanung möglich (z.B. barrierefreie Zugänge).
	Die Ansichtsfläche von Stützmauern zur Abfangung von natürlichem Gelände und von Mauern zur Abfangung von Auffüllungen, auch zur Herstellung von Terrassen, darf eine Höhe von 1,30 m nicht überschreiten.
	Böschungen sind 1:1,5 oder flacher anzulegen.
	6.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)
	Der Bebauungsplan setzt für den überwiegenden Planbereich die Bebauung in offener Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO fest. Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhäuser oder Doppelhäuser anzuordnen.
	Um bei der künftigen Entwicklung und Neuordnung im Bereich der Grundstücke Spessartstraße 65 und 67 eine flächensparende und familiengerechte  Bauweise auf relativ kleinen Grundstücken bei gutem Wohnwert zu ermöglichen, werden für diese Fläche nördli...
	Südlich der Spessartstraße gilt im östlichen und westlichen Bereich die Festsetzung der abweichenden Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO, hier wird die bestehende Struktur mit der halboffenen Bauweise berücksichtigt. Die Gebäude werden an einer seitlich...
	Die zulässigen überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Baugrenzen definiert. Die für eine Bebauung vorgegebenen „Baufenster“ sind so großzügig dimensioniert, dass sie ausreichend Varianten zur Realisierung von Erweiterungen und Umbauten bzw. N...
	Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO als untergeordnete bauliche Anlagen und Einrichtungen, die dem Nutzungszweck der im Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebietes selbst dienen und gebietsverträglich sind, sind allgemein zul...
	6.4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Carports
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)
	Garagen und Nebenanlagen, die nicht den untergeordneten Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zuzuordnen sind, sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und innerhalb der nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzten Flächen zulässig. Ausgen...
	7. ERSCHLIESSUNG
	7.1 Verkehrsflächen
	Die Erschließungsstraße „Spessartstraße“ ist mit beidseitigen Gehwegen ausgebaut, die Fahrbahn weist eine Breite von 6,50 m auf.
	7.2 Ver- und Entsorgung
	Trink- und Löschwasserversorgung
	Die Wasserversorgung erfolgt über den Zweckverband zur Wasserversorgung der Aschafftalgemeinden in Goldbach. Für die örtliche Wasserverteilung ist die Gemeinde zuständig.
	Die Löschwasserversorgung ist sichergestellt. Die nach dem Arbeitsblatt W 405 der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) geforderte Löschwassermenge von 1.600 l/min über einen Zeitraum von 2 Stunden ist durch die Wasserversorgung...
	In dem Plangebiet sind drei Unterflurhydranten vorhanden, an jedem Hydranten ist eine Löschwasserentnahme von 1.600 l/min (96 m³/h) möglich.
	Schmutz- und Niederschlagswasser
	Die Abwasserbeseitigung ist sichergestellt und erfolgt im Mischsystem über die Ortskanalisation. In der Spessartstraße liegt ein StB-Abwasserrohr mit DN 500 im östlichen Bereich und westlich des Grundstücks Spessartstraße 69 ein StB-Abwasserrohr mit ...
	Versorgungsträger:
	Abwasserverband der Aschafftalgemeinden, Kläranlage Weyberhöfe.
	Gasversorgung
	Das Gebiet ist an die Gasversorgung angeschlossen.
	Stromversorgung
	Die Stromversorgung ist durch die Bayernwerk Netz GmbH sichergestellt.
	Abfallbeseitigung
	Für die umweltgerechte Entsorgung der Abfälle ist der Landkreis Aschaffenburg verantwortlich.
	8. NATUR UND UMWELT
	8.1 Wasserflächen, Flächen für die Wasserwirtschaft und die Regelung des Wasserabflusses, Hochwasserschutz
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 a, b und c BauGB)
	Entlang der südlichen Abgrenzung des Plangebietes verläuft der Laufachbach ein Gewässer III. Ordnung, aus östlicher Richtung. Nach dem Ergebnis der hydraulischen Berechnungen zu dem Hochwasserabfluss infolge eines hundertjährlichen Hochwasserereignis...
	Der Überschwemmungsbereich ist von sämtlichen Anlagen, Auffüllungen, Bauwerken und Einfriedungen freizuhalten, um den schadlosen Hochwasserabfluss sicherzustellen. Es dürfen keinerlei Materialien gelagert werden, die bei Hochwasser abgeschwemmt oder ...
	Es ist grundsätzlich davon auszugehen, dass Gebäude, die teilweise bzw. vollständig in der Überflutungsfläche liegen (Anwesen Spessartstraße 58, 80 und 84) oder diese auch nur punktuell berühren, vollständig geflutet werden. Abhängig ist die Betroffe...
	Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes handelt es sich um eine „Bestandsüberplanung“. Maßnahmen innerhalb des Überschwemmungsgebietes sind im Einzelfall auf ihre wasserrechtliche Zulassung zu prüfen. Bei Vorhaben und eventuell notwendigen baulichen ...
	• Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger,
	• das Vorhaben darf den Wasserstand und den Hochwasserabfluss nicht
	nachteilig verändern,
	• das Vorhaben muss hochwasserangepasst ausgeführt werden.
	Übernommen werden folgende allgemeine Hinweise zur Hochwasserabfluss-Modellierung:
	Die hydraulischen Berechnungen basieren überwiegend auf Befliegungsdaten. Es können gegenüber tachymetrischen Aufnahmen entsprechende Abweichungen in den Höhen auftreten. Mit den Unterlagen wird die Situation im Gemeindegebiet bezogen auf den Zeitrau...
	Nördlich an das Gewässer „Laufach“ angrenzend wird ein Bereich als Gewässerrandstreifen festgesetzt. Die Breiten des Bachbettes und der beidseitigen Gewässerböschungen im Planungsbereich variieren sehr, im Mittel beträgt die gesamte Breite ca. 3,00 m...
	In der Örtlichkeit ist hier ein 5,00 m breiter Gewässerrandstreifen freizuhalten, der sich ab der Böschungsoberkante bemisst. Ziele und Nutzen des Gewässerrandstreifens sind sowohl die ordnungsgemäße Unterhaltung als auch Erhaltung und Verbesserung d...
	Südlich des Laufachbaches wird ein öffentlicher Grünstreifen als Schutzstreifen im Sinne eines Gewässerrandstreifens bis an die Grenze des Geltungsbereiches, die an den Fußweg anschließt, ausgewiesen.
	Entlang der nördlichen Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes fließt außerhalb des Plangebietes der wasserführende Mühlgraben, der sich in privatem Eigentum befindet. Der Ablauf eines hundertjährlichen Hochwasserereignisses führt gemäß der ...
	Damit es zu keinem erhöhten Wasserabfluss im Mühlgraben bei Hochwasser kommt, ist dauerhaft zu gewährleisten, dass das Hochwasser über die Grundstücke Fl.Nrn. 2600/14 und 2600/17 linksseitig ausufern und ungehindert in Richtung Laufachbach abfließen ...
	Entlang des Mühlgrabens ist im Planungsraum ein 4,00 m breiter Gewässerrandstreifen zur Gewässerunterhaltung sowie zur Erhaltung und Verbesserung des ökologischen und chemischen Zustands des Gewässers freizuhalten. Auffüllungen und abflussbehindernde...
	8.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
	Freiflächengestaltung
	Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flächen sind wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen. Den Bauvorlagen ist ein Freiflächengestaltungsplan für das Gesamtgrundstück bei...
	Stellflächen und Zufahrten
	Eine wesentliche Voraussetzung für den Grundwasser- und Bodenschutz ist das Offenhalten der Böden. Die Bodenversiegelung ist auf das notwendige Maß zu begrenzen.
	Die Befestigung der Stellplatzflächen und Zufahrten ist in wasserdurchlässigem Aufbau herzustellen, beispielsweise Drainpflaster, Rasenfugenpflaster, Rasengittersteine oder lediglich befestigte Fahrspuren.
	Artenschutz
	Durch die Realisierung weiterer Bebauung sind aufgrund der habituellen und strukturellen Ausprägung des Plangebietes und der bestehenden Nutzungen keine erheblichen Konflikte des Artenschutzes zu erwarten.
	Verbotstatbestände aus dem Artenschutzrecht nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG werden berücksichtigt durch folgende Maßnahmen:
	• Nach §§ 44, 45 BNatSchG ist der abzureißende Gebäudebestand auf das Vorkom-
	men von Vögeln (z.B. Hausrotschwanz, Mehlschwalben, Mauersegler, Dohlen)
	und Säugetieren (Fledermäuse) von einer biologisch ausgebildeten Person zu
	überprüfen. Das Ergebnis dieser Überprüfung ist der Unteren Naturschutzbehörde
	rechtzeitig vor Beginn der Abbrucharbeiten vorzulegen. Je nach Ergebnis kann das
	die Bereitstellung neuer Quartiere nach sich ziehen.
	( Vor Baumaßnahmen auf den Grundstücken sind die Bäume zu kontrollieren und
	sicherzustellen, dass Brut-, Nist- und Zufluchtstätten von geschützten Tieren nicht
	beeinträchtigt werden oder um ggf. Vorkehrungen zur Vermeidung des Schädigens
	zu treffen.
	( Höhlenbäume sind grundsätzlich zu erhalten; sollte dies nicht möglich sein, ist
	gemeinsam mit der Unteren Naturschutzbehörde eine einvernehmliche Lösung
	zu erarbeiten.
	( Mit der Beschränkung von Gehölzrodungen und Baumfällungen auf den
	artenschutzrechtlich begründeten Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar
	werden Tötungen und Verletzungen von Vögeln und Fledermäusen vermieden
	(§ 39 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG).
	8.3 Pflanzgebote für das Anpflanzen von Bäumen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
	Pflanzung von Straßenbäumen
	Bäume haben einen hohen ökologischen Wert und eine gestalterische Wirkung. Der öffentliche Straßenraum ist durch hochstämmige standortgerechte heimische Laubbäume zu gliedern.
	Hausbaum
	Bei einer Neubebauung ist auf dem Baugrundstück mindestens ein standortgerechter heimischer Laubbaum zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und gegebenenfalls nach Abgang zu ersetzen.
	Der Bebauungsplan enthält Pflanzbeispiele für standortgerechte heimische Bäume, Sträucher und Kletterpflanzen.
	Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmaßnahmen für die Anlagen vorgesehen werden.
	9. IMMISSIONSSCHUTZ
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
	Im Süden des Plangebietes verläuft in einer Entfernung von 130 m bis 140 m (gemessen von der südlichen Baugrenze) die Bundesstraße B 26 und in einem Abstand von ca. 200 m die Bahnlinie Aschaffenburg-Würzburg
	Berechnung des Beurteilungspegels nach DIN 18005
	Bundesstraße 26
	Grundlage der Angaben zur Bahnlinie ist die Schalltechnische Stellungnahme des Büros GSA Ziegelmeyer GmbH vom 23. April 2018 zu dem Bebauungsplanverfahren „Hammer Süd, Änderung 3.
	Nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt sind folgende schalltechnischen Orientierungswerte zu beachten, um eine angemessene Berücksichtigung des Schutzes vor Lärmbelastungen zu erfüllen:
	in einem allgemeinen Wohngebiet
	• tags 55 dB und nachts 45/40 dB,
	Bei zwei angegebenen Nachtwerten gilt der niedrigere für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm, der höhere für Verkehrslärm.
	Im Ergebnis wird festgestellt, dass im gesamten Plangebiet die schalltechnischen Orientierungswerte sowohl für den Tagzeitraum als auch den Nachtzeitraum überschritten werden.
	Bei Neu- und Umbaumaßnahmen müssen passive Schallschutzmaßnahmen durchgeführt werden. Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen – mit Ausnahmen von Küchen, Bädern und Hausarbeitsräumen – sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten oder ...
	Die Schlafräume sollten möglichst schallabgewandt orientiert werden. Dort wo dies nicht möglich ist, sind in die Schlafräume schallgedämmte Lüftungseinrichtungen einzubauen. Die schallgedämmten Lüftungen müssen den Anforderungen an die Luftschalldämm...
	10. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
	(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)
	Abstandsflächenregelung
	In der offenen Bauweise richten sich die Abstandsflächentiefen nach den Regelungen des Artikels 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO).
	Für die abweichende halboffene Bauweise gilt die Abstandsflächenregelung nach Artikel 6 Abs. 7 Nr. 1 und 2 BayBO. Die Höhe von Dächern mit einer Neigung von weniger als 70  wird zu einem Drittel, bei einer größeren Neigung der Wandhöhe voll hinzugere...
	Dachformen und Dachneigungen
	Für die Dachform Satteldach wird eine zulässige Neigung zwischen 30  und 53  zugelassen. Mit der Festsetzung von geneigten Dachflächen wird der gebietsprägenden Rolle der Dachlandschaft Rechnung getragen. Weitere Dachformen sind nicht gewollt, da ein...
	Dacheindeckung
	Die Dachflächen sind in gedecktem Farbton auszuführen, um ein ruhiges Gesamterscheinungsbild zu erreichen. Glänzende Materialien sowie grelle Farben sind nicht zulässig.
	Dachgauben, Quer- und Zwerchgiebel
	Hinsichtlich der Dachgestaltung enthält der Bebauungsplan Vorgaben zu Dachgauben, Quer- und Zwerchgiebeln.
	Regelungen bezüglich Dachform und Dachneigung von Dachaufbauten, Quer- und Zwerchgiebeln werden in Anpassung an die heutigen Gestaltungsvorstellungen nicht getroffen.
	Einfriedungen
	Straßenseitige Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von maximal 1,30 m zulässig.
	Stellplatzbedarf
	Die Anzahl der notwendigen Stellplätze ergibt sich im Einzelnen nach der „Satzung über die Herstellung von Stellplätzen und Garagen sowie deren Ablösung“ der Gemeinde Laufach in der jeweils gültigen Fassung.
	Festsetzung für das „WA-Soz.W“:
	In dem Wohngebiet Flächen für die soziale Wohnraumförderung „WA-Soz.W“ ist je Wohnung 1 Stellplatz nachzuweisen.
	Die Reduzierung der herzustellenden Stellplätze wird damit begründet, dass die Vergabe der Wohnungen in Abhängigkeit des Einkommens und vorwiegend an Senioren erfolgt. Aus diesen Gründen ist eine geringere Anzahl von Fahrzeugen zu erwarten.
	Mobilfunkanlagen
	Mobilfunkanlagen als gewerbliche Anlagen werden nach § 1 Abs. 6 und 9 BauNVO nicht zugelassen, um das Ortsbild und das Landschaftsbild nicht zu beeinträchtigen.
	11. HINWEISE
	Der Bebauungsplan enthält Hinweise auf:
	( Vorgeschlagene Standorte für die Wohngebäude
	( Baunutzungsverordnung (BauNVO)
	Für den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
	der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) maßgebend.
	( Schalltechnische Orientierungswerte nach DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1:
	Allgemeines Wohngebiet – WA -  tags 55 dB, nachts 45/40 dB
	Bei zwei angegebenen Nachtwerten ist der niedrigere auf Industrie- und
	Gewerbelärm, der höhere auf Verkehrslärm bezogen.
	( Bundesstraße 26 und Bahnlinie
	Auf die von der Bundesstraße 26 und der Bahnlinie auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen, insbesondere den Verkehrslärm, wird hingewiesen. Forderungen hinsichtlich Schutzmaßnahmen (sowohl aktiver als auch passiver Lärmschutz) können gegenüber d...
	( Bodenfunde und Denkmalschutz
	Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung
	sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmälern bekannt.
	Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Art. 8 Abs. 1und 2 Denkmalschutz-
	gesetz (DSchG, Meldepflicht und Verhalten bei Funden von Bodendenkmälern)
	hingewiesen.
	( Bergbau
	Bei Baugrunduntersuchungen und Baugrubenaushub ist auf Anzeichen alten Bergbaus zu achten und bei auftretenden Hinweisen das Bergamt Nordbayern zu informieren. Bei Vorkommen von Bergbaustollen sind anfallende Kosten zur Verfüllung von den Grundstück...
	( Böschungen
	Durch Erdbewegungen entstehende Böschungen sind 1: 1,5 oder flacher anzulegen
	und nach den im Plan vorgesehenen Beispielen zu bepflanzen.
	( Freiflächengestaltungsplan
	Den Bauvorlagen ist ein Freiflächengestaltungsplan beizufügen. In diesem sind insbesondere die befestigten Flächen wie Zufahrten, Stellplätze etc. und die Art der Befestigung, die Aufteilung der Rasen- und Pflanzflächen und ein Geländeschnitt bei Hö...
	• Anlagengenehmigungspflicht am Laufachbach
	Anlagen, die weniger als 60 m von der Uferlinie entfernt sind, sind nach § 36
	Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. Art. 20 Bayerisches Wassergesetz (BayWG)
	genehmigungspflichtig.
	Anlagen sind insbesondere
	• bauliche Anlagen wie Gebäude, Brücken, Stege
	• Leitungsanlagen
	• Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikobereich
	Die Gebäude südlich der Spessartstraße im Bereich der Anwesen mit den Nrn. 56 – 84 und nördlich der Spessartstraße, Anwesen Nrn. 61, 69 – 71 liegen im Hochwassergefahren- bzw. im  erweiterten Hochwasserrisikobereich. Die Gebäude tangieren die Übersc...
	Es wird auf die Überschwemmungsgefahr bei einem HQ 100 hingewiesen.
	Von den jeweiligen Betroffenen ist daher ein Objektschutz am Gebäude zu prüfen, bsp. eine hochwasserangepasste Bauweise.
	Es werden folgende Hochwasserschutzmaßnahmen empfohlen:
	Anordnung von Gebäudeöffnungen mindestens 0,50 m über dem zu erwartenden Wasserspiegel bei einem HQ 100, Verwendung geeigneter Baustoffe etc.
	( Gegen Oberflächenwasser, Schicht- und Hangdruckwasser sind bei den
	Bauvorhaben geeignete Vorkehrungen zu treffen. Quell- und Dränsammel-
	wasser dürfen nicht der gemeindlichen Kanalisation zugeführt werden.
	( Niederschlagswasserbeseitigung
	Das Niederschlagswasser ist soweit wie möglich auf den eigenen Grundstücken
	breitflächig zu versickern bzw. in Zisternen aufzufangen und als Brauchwasser im
	Haushalt oder zur Gartennutzung zu verwenden. Der Überlauf der Zisternen kann
	an den öffentlichen Mischwasserkanal angeschlossen werden.
	Zu prüfen ist die Versickerungsfähigkeit des Untergrundes auf den Grundstücken.
	Unter Einhaltung der Bestimmungen der Niederschlagswasserfreistellungs-
	verordnung (NWFreiV) und der Vorgaben der zugehörigen Technischen Regeln
	(TRENGW) ist die Versickerung von Niederschlagswasser wasserrechtlich
	erlaubnisfrei.
	Bei der Versickerung von Niederschlagswasser werden Dacheindeckungen  mit
	unbeschichtetem Kupfer, Zink oder Blei nicht zugelassen.
	( Regenerative Energien
	Empfohlen werden die Beheizung und die Warmwasserversorgung der
	Gebäude mit regenerativen Energien (wie z.B. Solarenergie, Außenluft)
	sowie Photovoltaikanlagen.
	( Zweiter Rettungsweg
	Bei Gebäuden, bei denen die Brüstung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8,00 m über der Geländeoberfläche liegt, ist der zweite Rettungsweg baulich sicherzustellen.
	( DIN-Normen
	DIN-Normen, auf die in der Bebauungsplanurkunde verwiesen wird, werden im Fachbereich Bauen und Planen der Gemeinde Laufach, Raiffeisengasse 4, 63846 Laufach während der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten.
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